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Josef Schmid

Vorwort: Frauen und Arbeitsmarkt

Als Erganzung zum Seminar ,,Arbeitsmarktpolitik der OECD-Léander* und in Zusammen-
arbeit mit der Frauenkommission der Fakultdt fir Sozial- und Verhaltenswissenschaften ist in
der ersten Halfte des Wintersemesters 1998/99 eine Vortragsreihe ,,Frauen und Arbeitsmarkt*
durchgefuhrt worden. Ziel der Veranstaltung war es der komplexen Thematik durch eine brei-
te Auswahl von Vortradgen Rechnung zu tragen. Das bedeutet konkret, dal? nicht nur die wohl-
fahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen und die Erwerbsbeteiligung als Makroperspektive,
sondern auch die betrieblichen, arbeits- und interessenpolitischen Probleme, also die Mikro-
ebene zum Zuge kommen sollten. Aus diesem Grunde beschéftigen sich die VVortrége/ Beitra-
ge mit der Rolle der Frau in Danemark (Fuhrmann), bei betrieblichen Innovationsprozessen
(Matschke) und als Teil der Gewerkschaftsarbeit (Weckenmann). Zugleich reprasentieren sie
unterschiedliche Arbeitskontexte und Erkenntnisinteressen: vergleichende Sozialwissenschatft,
angewandte Sozialforschung und Reflexion politischer Arbeit. DaR diese interessante Mi-
schung zustande gekommen ist, liegt vor allem an der Bereitschaft der Referentinnen, sich auf
das Angebot einzulassen.

Desweiteren hat diese Vortragsreihe auch implizite Aspekte; so soll sie helfen, eine Liicke
im Profil des Arbeitsbereiches ,,Vergleichende Politikfeldanalyse* zu schlieRen und das Inte-
resse an dem Thema demonstrieren, ja auf die Bereitschaft, entsprechende Arbeiten zu betreu-
en bzw. Themen zu prifen, hinweisen. Inzwischen hat sich, wie schon ein schneller Blick in
die einschldgige Literatur bestétigt, die Geschlechterfrage zu einer wahren akademischen
Wachstumsindustrie entwickelt und wichtige Erganzungen und neue Erkenntnisse gerade im
Bereich der Wohlfahrtsstaats- und Arbeitsmarktforschung erbracht (als Uberblick vgl. das
PVS-SH 28; s. ferner Gordon 1990, Autorengemeinschaft 1991, Rhein-Kress 1993, Schmidt
1993, Schmid 1996: Kap. 15). Last but not least ist die Publikation der Vortrdge im Rahmen
dieser Reihe auch ein Kleiner, praktischer Beitrag zu Frauenférderung. Dementsprechend
hoffen wir auch auf eine groRe Resonanz.

Literatur:
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Avrbeitskreises Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung Nr. 2.
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Eva Kreisky/ Brigit Sauer (Hrsg.) 1997: Geschlechterverhéltnisse im Kontext politischerTransformation, Opla-
den (PVS-SH 28).

Gaby von Rhein-Kress 1993: Coping with Economic Crisis: Labour Supply as Policy Instrument, in: F.G. Cast-
les (ed.): Families of Nations, Aldershot.

Manfred G. Schmidt 1993: Erwerbsbeteiligung von Ménnern und Frauen im Industrielandervergleich, Opladen.
Josef Schmid 1996: Wohlfahrtsstaaten im Vergleich, Opladen.



Nora Fuhrmann

Emanzipation am Arbeitsmarkt: danische Reformkonzepte

Im ersten Teil wird die danische Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jahre vorgestellt und
in den Kontext umfassender Reformprozesse gestellt. Besonderes Gewicht liegt dabei auf
geschlechtsspezifischen Implikationen der Arbeitsmarktpolitik. Im zweiten Teil soll der Cha-
rakter der danischen Geschlechterpolitik, deren Bestandteil eben auch die Arbeitsmarktpolitik
ist, bestimmt werden. AbschlieBend werden die Aussichten einer Arbeitsmarktpolitik dani-
schen Typs in der Européischen Union umrissen.

1. Die danische Arbeitsmarktpolitik

Dénemark ist ein Land mit starker sozialdemokratischer Tradition. Seit 1924 hat das kon-
servative Lager nur 25 Jahre lang die Regierung gebildet, war allerdings wéhrend der Perio-
den sozialdemokratisch gefuihrter Regierungskoalitionen immer eine starke Opposition, deren
Anliegen berticksichtigt werden mufiten (vgl. Esping-Andersen 1985). Andersherum konnte
die liberal-konservative Regierung, die von 1982 bis 1993 im Amt war, den sozialdemokra-
tisch gepragten Wohlfahrtsstaat nicht grundlegend umwandeln.

Die liberal-konservative Regierungskoalition war 1982 mit dem Ziel angetreten, den finan-
ziell desolaten Wohlfahrtsstaat zu reorganisieren. Sie versuchte erfolgreich, das AuRenhan-
delsdefizit und die Inflation, die Anfang der 80er Jahre jahrlich 10 Prozent betrug, zu senken.
Sie setzte SparmalRnahmen durch, die aber mit der neo-liberalen Politik etwa Margaret That-
chers in Quantitat und Qualitét nicht zu vergleichen sind. Es blieb auch wahrend der 80er Jah-
re das Ubergeordnete Ziel, ein hohes Niveau sozialstaatlicher Leistungen zu erhalten (vgl.
Andersen/Greve/Torfing 1994).

Dennoch veranderten sich wéhrend dieser Zeit die beschaftigungspolitischen Leitbilder.
Nicht der offentliche, sondern der private Sektor sollte gefordert werden. Die Unternehmens-
steuern wurden gesenkt und die Regierung griff per Gesetz in die seit 1899 bestehende Tarif-
autonomie ein, um das Lohnwachstum zu begrenzen. Die frihen 80er Jahre markieren das
Ende der keynesianischen Wirtschaftspolitik.

Ende der 80er Jahre stieg die Arbeitslosigkeit signifikant an, vor allem unter jungen Frau-
en. Dieses Problem wurde in der Offentlichkeit breit diskutiert, es entwickelte sich eine De-
batte Uber die grundsétzliche Orientierung von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Die bisherige
Praxis der passiven finanziellen Versorgung der Arbeitslosen und Sozialleistungsempféange-
rinnen und -empfanger wurde scharf kritisiert. Die neue Strategie der Regierung hieR ,,aktive
Linie“. Diese ,,aktive Linie* war - im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik - der An-
fangspunkt einer grundsétzlichen Reform des danischen Wohlfahrtsstaates, die bis heute an-
dauert (vgl. Andersen/Greve/Torfing 1994; Larsen 1991).



Geldleistungen sollten durch Arbeitsplatz- oder Bildungsangebote ersetzt werden. Frih-
rentnerinnen und -rentner und langfristig Krankgeschriebene sollten, wenn irgend méglich, in
den Arbeitsmarkt reintegriert werden, fiir sie wurden ab 1989 neue Rehabilitationsprogramme
eingeflihrt. Die neue Leitlinie wurde mit Slogans wie ,,Jede/r wird gebraucht®, ,aktiv statt
passiv* und ,,Geben und Nehmen* beschrieben und gepriesen. Ab 1992 war es maoglich, im
offentlichen Dienst die Gehélter fur neu eingestellte vorherige Arbeitslosengeldempfangerin-
nen zu reduzieren. Einerseits wurde im offentlichen Sektor dadurch Geld gespart, andererseits
entstand flr die Arbeitslosen der Anreiz, im privaten Sektor Beschéftigung zu suchen (vgl.
Hocker 1994; Plovsing 1994).

Im Rahmen der ,,aktiven Linie“ konnte die Nichtwahrnehmung von AktivierungsmafRnah-
men oder Arbeitsplatzangeboten die Kirzung der finanziellen Leistungen zur Folge haben -
seit 1990 sind z.B. alle 18-19jahrigen Empfangerinnen von Sozialleistungen zur Teilnahme an
einem Aktivierungsprogramm verpflichtet. Das heil3t, der Staat forderte die Fahigkeiten der
Arbeitslosen nicht nur, sondern er erhob gleichzeitig den Anspruch auf die Arbeitsleistung
aller Arbeitsfahigen (vgl. Abrahamson 1995).

Die Mobilisierung der Arbeitslosen fur die Erwerbstatigkeit ging schon zu Beginn der 90er
Jahre mit einer Reduktion der Zahl der Erwerbspersonen einher. Die Mdoglichkeiten zur Frih-
rente wurden ausgebaut und arbeitslose Jugendliche in langerfristigen Schulprogrammen un-
tergebracht. Eine Reduktion der Erwerbsbevélkerung mit politischen Mitteln 148t Argwohn
aufkommen: Erfahrungen in der Bundesrepublik lehren, dal} eine solche ,,Reduktion® in der
Regel die Verdrangung vieler Frauen vom Arbeitsmarkt bedeutet; das jiingste Beispiel ist die
Entwicklung der Erwerbsquoten in den neuen Bundeslandern. Die positive Sanktionierung der
Einverdienerehe ist ein grundgesetzlich verankerter finanzieller Anreiz fur Frauen, den (Voll-
zeit-) Arbeitsmarkt zu verlassen. Trotz der geographischen Néhe sind die Verhaltnisse in Da-
nemark von Grund auf anders. Nur drei Prozent aller Frauen im erwerbsféahigen Alter sind
»,Hausfrauen®, es gibt keinen Familienlohn, daflir aber sehr gut ausgebaute Kinder- und Al-
tenbetreuungsmaglichkeiten. Leitbilder sind die erwerbstatige Person und die Doppelverdie-
nerfamilie. Von einer geschlechtsgebundenen Verdrangung vom Arbeitsmarkt kann nicht
gesprochen werden, auch nicht fir die Zeit der konservativen Regierungskoalition. Die Akti-
vierungsmalnahmen richteten sich an Ménner und an Frauen, Kindergartenplétze u.dgl. wur-
den nicht gekdrzt, die Erwerbsquote der Frauen stieg wahrend der 80er Jahre kontinuierlich
an. Es war die hohe Arbeitslosigkeit vor allem junger Frauen, die die Debatte um die Ar-
beitsmarktpolitik entziindet hatte.

Mitte der 80er Jahre wurden die Mutterschutzregelungen erweitert, der Anteil des Elternur-
laubes, den auch Vater beanspruchen kénnen, wurde relativ erhoht. Im offentlichen Sektor,
wo Uberproportional viele Frauen arbeiten, waren und sind Erziehungsurlaub und Einkom-
mensersatz im Tarifvertrag groRzugiger geregelt (vgl. Hansen 1990).



Anfang der 90er Jahre war die Situation in Danemark ambivalent: In Bezug auf Inflations-
bekdmpfung, Zinsraten, Auslandsschulden und Zahlungsbilanz war die Wirtschaftspolitik der
Regierung erfolgreich, gleichzeitig aber stiegen Arbeitslosigkeit, Haushaltsverschuldung und
Steuerlast weiter an.

1.1.  Die Arbeitsmarktreform der sozialdemokratischen Regierungskoalition ab 1993

1993 wurde die liberal-konservative Regierung von einer sozialdemokratisch gefuihrten
Mehrheitskoalition abgeldst. Die Bek&mpfung der hohen Arbeitslosigkeit hatte die hdchste
innenpolitische Prioritat der neuen Regierung. Noch 1993 verabschiedete das Parlament eine
Steuer- und eine Arbeitsmarktreform, die beide am 1. Januar 1994 in Kraft traten.

Die Arbeitsmarktreform fiihrte die von der birgerlichen Regierung begonnene ,,Aktive Li-
nie* weiter. Die Erweiterung der Freistellungsmoglichkeiten sind ein Kernelement dieser Re-
form (vgl. Hocker/Reissert 1995; Plovsing 1994):

¢ Erwerbstétige kdnnen sich - mit Einverstandnis des Arbeitgebers - bis zu zwei Jahre fir
Weiterbildung freistellen lassen.

¢ Manner und Frauen kénnen im AnschluR an den Mutterschutz von sechs Monaten pro
Kind bis zu einem Jahr Erziehungsurlaub nehmen. Das erste halbe Jahr ist gesetzlich fi-
xiertes Recht, das zweite halbe Jahr bedarf der Zustimmung des Arbeitgebers.

¢ Alle arbeitslosenversicherten Erwerbstatigen haben die Mdoglichkeit, mit Einverstandnis
des Arbeitgebers ein Sabbatjahr von bis zu einem Jahr zu nehmen. Diese Mdglichkeit ist
daran gebunden, daR der freiwerdende Arbeitsplatz mit einer oder einem Arbeitslosen be-
setzt wird.

Alle Freistellungsmdglichkeiten galten zunachst fur eine dreijahrige Probezeit. Vor allem
der Erziehungsurlaub erwies sich schon nach wenigen Monaten als sehr begehrt.

Mit der Arbeitsmarktreform wurde die Dauer der Gewéhrung von Arbeitslosengeld erst-
mals zeitlich begrenzt. Jeder und jede Arbeitslose war nun nur noch sieben Jahre lang Arbeits-
losengeld berechtigt. Diese Frist konnte allerdings durch Freistellung fur Weiterbildung, Er-
ziehungsurlaub oder Mutterschutz verlangert werden. 1996 wurde die Siebenjahresfrist noch
um weitere zwei Jahre auf finf verringert, auBerdem waren WeiterbildungsmaRnahmen jetzt
nicht mehr fristverlangernd wirksam, sondern zwei der flinf Jahre waren die Arbeitslosen nur
dann bezugsberechtigt, wenn sie Weiterbildungs- oder Motivationskurse besuchten. Passive
Versorgungsleistungen konnten hochstens noch drei Jahre lang bezogen werden. Ebenfalls
seit 1996 muRR man, um Arbeitslosengeld berechtigt zu sein, nicht mehr nur 26, sondern 52
Wochen lang reguldr beschaftigt gewesen sein (vgl. Torfing 1997a).

Ein weiterer Bestandteil der groRen Arbeitsmarktreform war die erweiterte Frihverren-
tung: Mit 50 Jahren konnten Langzeitarbeitslose ein Ubergangsgeld in Hohe von 80% des



Arbeitslosengeldes in Anspruch nehmen, um aus dem Arbeitsmarkt auszuscheiden. Das U-
bergangsgeld wurde bis zur Erreichung des Vorruhestandalters von 55 Jahren gewéhrt. Als
diese Mdoglichkeit 1996 wieder aufgehoben wurde, kam es kurz vorher zu einer gehéduften
Inanspruchnahme: Vier Finftel aller Berechtigten verlieRen den Arbeitsmarkt (vgl. Andersen
1996).

Die Arbeitsmarktreform bezog sich nicht ausschlieBlich auf die Erwerbspersonen. Das
auch aulerhalb Danemarks viel erwahnte rasche Heuern und Feuern sollte den danischen Ar-
beitgebern durch die Auflage erschwert werden, nicht mehr nur den ersten, sondern die ersten
zwei Tagessatze des Arbeitslosengeldes zu finanzieren.

Zum Bereich der Aus- und Weiterbildung:

Dieser Bereich sollte mit der Arbeitsmarktreform flexibilisiert und dem Bedarf der Arbeit-
geber angepaft werden. Vor allem diejenigen Gruppen, die tendenziell von Langzeitarbeitslo-
sigkeit bedroht waren, sollten gestérkt werden; die Wartefrist bis zur Weiterbildungsberechti-
gung wurde abgeschafft. Auch die Uber 25jahrigen Sozialhilfeempfangerinnen erhielten das
Recht auf ein Bildungs- oder Weiterbildungsangebot. Die unter 25jdhrigen erhalten seither
nur noch um 20% reduzierte finanzielle Leistungen, damit die Motivation, selbstdndig nach
Beschaftigung zu suchen, verstarkt wird. Auf der anderen Seite sind geringfligige Nebenein-
kommen nicht anrechnungspflichtig, die Jobber verlieren ihre Arbeitslosengeldanspriiche
dadurch nicht (vgl. Plovsing 1994).

Entgegen allen guten Absichten der Regierung hat die Arbeitsmarktreform unter denen, die
uber wenig oder keine Bildung verfiigen, Verliererinnen und Verlierer produziert. Aus diesem
Grund wurde ein intermediérer, ein geschiitzter Arbeitsmarkt geschaffen. Der Staat subventi-
oniert die Lohne fir hausliche Dienstleistungen mit 50 Prozent und schuf auf diese Weise bis
1997 etwa 3000 abgesicherte Arbeitsplatze (vgl. Die ZEIT vom 21.2.1997: 24; Torfing 1997a).

Das Arbeitslosengeld bleibt im internationalen Vergleich ausgesprochen hoch: Je nach
Hohe des vorherigen Einkommens erhalten die Bezieherlnnen bis zu 90 Prozent ihres Lohns.
Dadurch haben insbesondere die Gruppen mit niedrigen Léhnen wenig oder gar keinen 6ko-
nomischen Anreiz, sofort eine neue Tatigkeit zu finden. Sie orientieren sich nachgewiesener-
mafen an anderen Kriterien: an guten Arbeitsbedingungen, Sinnhaftigkeit der Arbeit und per-
sonlichen Vorlieben. Dadurch werden die Arbeitgeber daran gehindert, prekédre Arbeitsver-
haltnisse mit schlechten Arbeitsbedingungen zu schaffen. Die Arbeitslosen wie die Erwerbsta-
tigen kénnen von ihrem Recht auf Weiterbildung Gebrauch machen und sich so fiir andere,
bessere Arbeitsplatze qualifizieren. Die Unterbringung von Langzeitarbeitslosen in staatlichen
Beschaftigungsprogrammen bietet auch diesen die Mdglichkeit, solche Tatigkeiten prekéren
oder gesundheitsschédlichen Arbeitsstellen vorzuziehen und sie nach Mdéglichkeit als Sprung-
brett zu nutzen. Die Verbindung von Arbeitsmarktintegration und Freistellungsmoglichkeiten
kann sich nur positiv auf die Arbeitsbedingungen und die Einkommen der niedrigen Lohn-



gruppen auswirken, das hohe Arbeitslosengeld wirkt als Schutzlohn (vgl. Andersen 1995;
1996).

1.2.  Zusammenfassung und Beurteilung

Die dénische Arbeitsmarktreform weicht erheblich von den in vielen anderen westlichen
Landern gewahlten Reformstrategien ab. Die Politik setzt auf die Ausschopfung der Arbeits-
kraft der gesamten erwerbsfahigen Bevdlkerung. Sie vermeidet Niedrigléhne und Marginali-
sierung und setzt stattdessen auf die Qualifizierung und Flexibilisierung der Arbeitskrafte, um
die Staatshaushalte von Arbeitslosen- und Versorgungsleistungen zu entlasten und die Ex-
portwirtschaft - exportiert werden in erster Linie hochwertige Konsumartikel und Maschinen -
zu starken. Die Organisationen des Arbeitsmarktes, Arbeitgeberverband und Gewerkschaften,
behalten ihre zentrale Rolle bei der Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik, besonders auf regio-
naler Ebene. Alle Akteure bleiben zentral festgelegten, strikten Normen verpflichtet. Bei Ar-
beitsmotivation und Arbeitsvermittlung greifen ihre Aktivitaten eng ineinander.

Im Rahmen des im April 1997 vorgelegten Langzeitplans ,,Danemark 2005* fir die Ent-
wicklung von Wirtschaft und Gesellschaft wird die bisherige Aktivierungspolitik fortgesetzt,
die Arbeitslosigkeit soll mit ihrer Hilfe von 8,5 auf 5 Prozent gesenkt werden. Danemark ist
auf dem besten Weg, dieses Ziel zu Gbertreffen (vgl. OECD 1996).

Durch Konjunktur und Inanspruchnahme vor allem der Frihrentenmdglichkeiten ist inzwi-
schen ein Mangel an qualifizierten Arbeitskraften entstanden. Angesichts der konstant sin-
kenden Arbeitslosigkeit sind, um diesen Mangel zu decken und um die Sozialausgaben wieder
einzuschranken, vor allem die Freistellungs- und Frihverrentungsmaoglichkeiten Schritt fur
Schritt wieder abgeschafft worden. Die Malinahmen haben als ibergangsweises Mittel ge-
wirkt, den Arbeitsmarkt zu entlasten, indem eine grof’e Zahl von Erwerbspersonen zeitlich
befristet ohne Beschéftigung war. Daninnen und Déanen wollten angesichts dieser Riicknahme
als Ausgleich fir ihr arbeitsreiches Leben eine weitere Urlaubswoche pro Jahr, die Tarifaus-
einandersetzungen 1997 gingen um diese Frage. Nach einem mehrtdgigen Generalstreik wur-
de ein nach Kinderzahl gestaffelter Kompromif3 von zwei bis fiinf zusatzlichen Urlaubstagen
geschlossen. Gegen die gegenwartig geplante Heraufsetzung des allgemeinen Rentenalters
von 65 auf 67 Jahre gibt es breite Proteste.

Weil sich die hohen Arbeitslosenleistungen auf die Arbeitsmotivation einiger Einkom-
mensgruppen hemmend auswirken, tritt an die Stelle der 6konomischen Motivation der Ar-
beits- bzw. Weiterbildungszwang. Dieser Zwang wird durch den Staat, durch das Arbeitsamt
verkorpert und ausgetbt. Das steht (nicht unbedingt als einzige Alternative) im Gegensatz zu
einer neo-liberalen Reformstrategie, bei der die Kirzung der Sozialleistungen als negativer
Arbeitsanreiz zu Niedriglohnarbeit zwingt.



1.3.  In welchem Rahmen steht diese Arbeitsmarktpolitik?

In den 80er Jahren haben einige Sozialwissenschaftlerinnen und PolitikerInnen begonnen,
die 6konomischen Krisen seit den 70er Jahren als Krise des fordistischen Entwicklungsmo-
dells zu thematisieren (vgl. etwa Lipietz 1985). Die Regulationstheorie sprach von der Aus-
bildung eines neuen, eines ,,postfordistischen” Regimes, dessen Gestalt allerdings noch unklar
blieb. Die Dimensionen der weltweiten wirtschaftlichen und politischen Krise wurden Anfang
der 90er Jahre klarer, die Umrisse der zur postfordistischen Akkumulationsweise passenden
Staatsform wurden erkennbar. Der Staat konzentriert sich in dieser neuen Form auf die Be-
reitstellung attraktiver Investitionsbedingungen fir Unternehmen und auf die Flexibilisierung
der Erwerbspersonen. In der Theorie wird diese Staatsform mit Bob Jessop (1993; 1994) als
»Schumpeterianischer Workfare-Staat” bezeichnet. Die dénische Regierung versucht sich
erklartermalien an einer sozialdemokratisch geprégten Transformation des keynesianischen
Wohlfahrtsstaates zum Schumpeterianischen Workfare-Staat. Die zugrundegelegte Frage ist,
wie der dénische Wohlfahrtsstaat den neuen Herausforderungen des internationalen Wettbe-
werbs begegnen kann, ohne seine universalistischen Grundsétze preiszugeben (vgl. Torfing
1997a; 1997b).

Die Vereinigten Staaten und Grofbritannien haben schon in den 80er Jahren auf den Kri-
sendruck mit einer neo-liberalen Offensive, mit Niedriglohnpolitik und gesellschaftspolarisie-
rendem Sozialdumping reagiert. Die danische Regierung hingegen versucht, einige Elemente
der dortigen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik vom neo-liberalen Paradigma zu l6sen und mit
dem egalitéren Erbe danischer Sozialpolitik zu verbinden. Die Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik wird am Paradigma der Arbeitspflicht und der Flexibilitat orientiert, sie kann als offensive
Strategie der Flexibilisierung der Arbeit und der Arbeitskrafte, nicht aber als Niedriglohnof-
fensive bezeichnet werden. Diese Arbeitsmarktreform ist ein zentraler Bestandteil der Trans-
formationsstrategie.

Wozu dient das zentrale Element des Arbeitszwangs?

Es dient dazu, so z.B. Robert H. Cox (1997), das ideologische Fundament des Wohlfahrts-
staates zu erneuern. Nach dem Zweiten Weltkrieg waren die Sozialleistungen von den &rme-
ren Schichten auch auf die Mittelschichten ausgedehnt worden. Trotzdem sind es weitgehend
die Angehdrigen der Mittelschicht, die die Sozialausgaben durch ihre Steuern finanzieren; der
Spielraum, auch ihnen groRziigige Leistungen zur Verfligung zu stellen, ist eng geworden.

Damit die Mittelschichten dem Wohlfahrtsstaat nicht ihre Loyalitat entziehen, mu der
Staat statt des Nutzens, den die einzelnen aus dem System ziehen kénnen, nunmehr an erster
Stelle den zur Erhaltung des Sozialstaats geleisteten Beitrag betonen. Gegenwaértig wird mit
der Arbeitsmarktreform und den Kirzungen der Sozialleistungen die Verpflichtung der ein-
zelnen ausgeweitet, fir den Wohlfahrtsstaat von Nutzen zu sein, sei es durch die Bezahlung
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hoher Steuern, durch die Qualifizierung fur einen dynamischen Arbeitsmarkt oder durch die
Annahme geschitzter, einfacher Arbeitsstellen.

2. Danische Geschlechterpolitik?

Als ,,Geschlechterpolitik” bezeichne ich die Summe all jener politischen Bereiche und Ent-
scheidungen, die das Leben einer Gesellschaft in geschlechtsspezifischer Weise beeinflussen,
in denen also Ménnern und Frauen bestimmte unterschiedliche Gewohnheiten, Wiinsche oder
Rechte zugeschrieben oder zugewiesen werden — oder solche, in denen bestehende Ge-
schlechterdifferenzen gewollt oder ungewollt, bewul3t oder unbewuft aufgehoben werden. Ein
grolRer Teil der Geschlechterpolitik findet sich im Bereich der Sozialpoljtik, ein anderer in der
Rechtsprechung, in der Bildungs- oder eben in der Arbeitsmarktpolitik.

Fur die danische Arbeitsmarktpolitik will ich eine gewagte These zur Diskussion stellen: In
der danischen Arbeitsmarktpolitik gibt es keine Manner und keine Frauen. Sicherlich sind
Manner und Frauen in der Gesellschaft geschlechtsspezifisch reprasentiert, sicherlich gibt es
geschlechtsspezifische Rollenzuweisungen im Fernsehen, vielleicht in der Schule und hinter
dem Steuer. Aber in der Arbeitsmarktpolitik sind Manner und Frauen in der Menge der Er-
werbspersonen nur schwer ausfindig zu machen. Ich hatte weiter oben erwéhnt, dal sich die
Madglichkeiten der Freistellung vom Arbeitsmarkt, die umfangreichen Weiterbildungspro-
gramme und die Mobilisierung fiir die Erwerbstatigkeit an beide Geschlechter richten und von
beiden Geschlechtern genutzt werden. Sowohl der Erziehungsurlaub als auch die Weiterbil-
dung werden zu einem groéReren Teil von Frauen genutzt.

Es gibt auch in Danemark Teilzeitbeschaftigung. Die Tendenz ist aber ricklaufig, sowohl
die Nachfrage der Beschéftigten als auch die Positionen der Gewerkschaften richten sich eher
auf Vollzeitarbeitsplatze (die Wochenarbeitszeit ist mit 37 Stunden relativ niedrig) oder aber
auf Teilzeitarbeit mit hoher Wochenarbeitszeit von etwa 30 Stunden (fiir den europdischen
Vergleich: Radke/Stérmann/Ziegler 1998).

Die in jungerer Zeit staatlich geférderten privaten Dienstleistungen entlasten die Erwerbs-
personen von Reproduktionsarbeiten. An dieser Stelle ist der ideologische Kontext interes-
sant, mit dem die Hausarbeit umgeben ist: Viel zuhause selbst zu reparieren und zu werkeln
wird - ganz anders als etwa in der Bundesrepublik - mit dem Argument, daR die Eigenarbeit
die Nachfrage nach Dienstleistungen verringert, immer wieder 6ffentlich kritisiert (vgl. Plov-
sing 1994).

1 Der Begriff der Geschlechterpolitik hat zumindest in die einschlagige feministische wissenschaftliche Litera-

tur mehr und mehr Eingang gefunden. Er erweitert den friher geléaufigen Begriff der ,,Frauenpolitik und be-
ginnt, ihn zu ersetzen (vgl. etwa Appelt/Neyer 1994; femina politica 2/98; Feministische Studien 2/96). Zur
Ausblendung des Geschlechterverhaltnisses aus der Politikwissenschaft sowie zu den Begriffen Geschlech-
terforschung und Geschlechterpolitik vgl. Kreisky (1994).
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Eine deutliche Geschlechterdifferenz ist allerdings bei der Berufswahl zu beobachten: Die
meisten danischen Frauen arbeiten im Betreuungs- und Pflegebereich im Offentlichen Dienst
(vgl. Schunter-Kleemann 1992). Sie haben hier gesicherte Arbeitsplatze mit guten Sozialleis-
tungen und weniger haufigen Stellenwechseln. Der Bedarf an Pflegekraften wird mit der Ver-
anderung der Alterspyramide eher steigen, von daher arbeiten die Frauen in einem sicheren
Berufsbereich. Einen Bereich prekédrer Betreuungs- und Hilfsarbeitsplatze wie etwa in den
Vereinigten Staaten gibt es nicht. Die Angleichung der Arbeitsbedingungen und Sozialleis-
tungen der Privatwirtschaft an das Niveau des Offentlichen Dienstes, vor allem eine Erh6hung
der Arbeitsplatzsicherheit, wére ein Ansatzpunkt, die geschlechtsspezifische Segregation des
Arbeitsmarktes abzuschwéchen.

Wie hat sich die Geschlechtergleichheit in Danemark auf das heutige Niveau entwickelt?

In Dénemark wurden schon sehr friih umfassende und vor allem egalitdre Sozialgesetze
durchgesetzt. Die personelle und politische Starke der Landbevélkerung wirkte sich Ende des
letzten Jahrhunderts zugunsten egalitarer sozialer Rechte aus, die fur die Land- und fir die
Stadtbevolkerung galten (vgl. Menzel 1988). Die Figur des mannlichen Industriearbeiters und
die Ein-Ernédhrer-Familie konnten nie zum gesellschaftlichen Leitbild werden, daher wurde
auch die Sozialpolitik nicht an ihren speziellen Bedurfnissen ausgerichtet. Die fir die Repro-
duktion der Arbeitskraft zustdndige Instanz wurde mit Ausweitung der sozialen Sicherung der
Staat, das Subjekt der Sozialpolitik wurde das Individuum, nicht die Familie - das heil3t, es
gibt keine von einer anderen Person, sprich dem Familienerndhrer, abgeleiteten Sozialleistun-
gen (vgl. Baldwin 1990).

Aufgrund dieser Entwicklung wurden die sozialen, die politischen und die Personlichkeits-
rechte, wurde das Gleichheitsideal nicht nur auf alle sozialen Schichten, sondern auch auf das
weibliche Geschlecht ausgedehnt, im europdischen Vergleich jeweils recht frih und umfas-
send (vgl. Dahlerup 1978). Die typisch danische Dauerkonstellation von Koalitionsregierung
und starker Opposition, von nahezu gleichstarken politischen Lagern hat eine starke Tradition
der Kompromif3bildung und der Anhérung und Bericksichtigung aller Interessen hervorge-
bracht. Wenn man diese Tradition berticksichtigt und gleichzeitig bedenkt, dal} der danische
Staat schon lange die Arbeitskraft moglichst aller Erwerbsfahigen auszuschdpfen sucht und
weibliche Erwerbsarbeit, auch die von erziehenden Miittern, nie ein ungewohnliches Phéno-
men war, dann kommt man dem Verstandnis der fiir bundesrepublikanische Begriffe auller-
gewohnlich weit entwickelten Geschlechtergleichheit, die nicht nur auf dem Arbeitsmarkt,
sondern im gesamten Alltagsleben présent ist, ndher. Es wird verstandlich, daR politische Re-
formen nicht automatisch die Gefahr der Benachteiligung von Frauen bergen. Frauenrechte
wurden als staatsbirgerliche Rechte durchgesetzt, nicht als besondere Gruppen- oder Minder-
heiten-, nicht als Zusatzrechte; besondere VVormundschaftsrechte des Ehemannes tber seine
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Frau, wie sie in der Bundesrepublik bis in die spaten 70er Jahre des 20. Jahrhunderts hinein
Geltung hatten, waren in Danemark schon langst unbekannt.

Geschlechtsspezifische Auswirkungen von sozialen und Arbeitsmarktreformen kénnen na-
tarlich auch hier nicht wirklich ausgeschlossen werden. Auch in Danemark gibt es nach wie
vor Verbesserungsbedarf, etwa die genannte Arbeitsmarkt- und Lohnsegregation, auch die
Verteilung der Reproduktionsarbeit ist in einigen Altersgruppen noch sehr ungleich. Diesbe-
zlgliche Statistiken zeigen allerdings, dal? diejenigen Manner, die sich fast nie an der Hausar-
beit beteiligen, sehr berwiegend die Uber 50jahrigen sind, wahrend in der Gruppe der bis
35jahrigen auch die Manner ihren Dreck groftenteils selbst wegputzen (vgl. Kiinzler 1995).
Insofern darf dieses Problem m. E. als Generationenfrage betrachtet werden, die nach und
nach ihrer Lésung entgegengeht.

3. Die Beschaftigungspolitik der Europaischen Union - eine Gefahr flir die danische
Reformstrategie?

Die Chancen einer effektiveren européischen Beschaftigungspolitik, die sich an der Schaf-
fung von abgesicherten Arbeitsplatzen orientiert, sind in der letzten Zeit grof3er geworden. Bis
heute unterliegt die europdische Beschéftigungspolitik keinem geschlossenen Konzept. Beim
Dubliner Ratsgipfel im Dezember 1996 war eine Beschaftigungsstrategie konkretisiert wor-
den: Die Politik war den Imperativen der Wirtschaft und der Haushaltssanierung untergeord-
net und nationaler Anpassungsdruck war ausgeschlossen worden. Auch der Amsterdamer
Kompromify vom Sommer 1997 (vgl. Roth 1998) war relativ zahnlos, wenngleich ein Sonder-
gipfel Uber Beschaftigung beschlossen wurde (vgl. Tidow 1998). Bei diesem Beschéftigungs-
gipfel in Luxemburg wurde die Koordinierung der Beschéftigungspolitiken der Mitgliedstaa-
ten beschlossen. Die déanische Delegation bestand auf ihrer Position, dal3 reine Stabilitatspoli-
tik und ein etwaiges Wirtschaftswachstum nicht notwendig Vollbeschéftigung nach sich z6-
gen, sondern von anderen MalRnahmen flankiert werden muften - ohne allerdings die Mehr-
heitsmeinung, die die Arbeitslosigkeit streng von makrodkonomischen Problemen abkoppelte
und ihre Bekdmpfung der Finanzdisziplin unterordnete, erschiittern zu kénnen. Sie bestand
ebenfalls darauf, diese Mallnahmen auf nationaler Ebene durchzufiihren, wenngleich ein En-
gagement der Union unentbehrlich sei. Ihre Position dhnelt der der Kommission und der des
Europaparlaments. Die beim Gipfel verabschiedeten Leitlinien fur Beschaftigungspolitik, die
in ,,Nationale Aktionsprogramme* umgesetzt werden sollten, waren um die urspringlich an-
visierten quantitativen Ziele gekirzt worden (vgl. Radke/Stérmann/Ziegler 1998; Tidow
1998).

Beim Gipfel der Staats- und Regierungschefs in Pértschach (Osterreich) im Oktober 1998
wurde die Forderung nach einer Européisierung der Beschéaftigungspolitik, nach einem Euro-
paischen Beschéftigungspakt laut; Viktor Klima zufolge sei die Zeit der nationalen Beschéfti-
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gungspolitik mit dem Machtzuwachs der sozialdemokratischen Parteien in der EU zuende
gegangen. Ein neuer Akzent war die Renaissance nachfrageorientierter Ansétze in der Wirt-
schaftspolitik statt der Bekréftigung reiner Angebotspolitik (vgl. Frankfurter Rundschau [FR]
vom 26.10. und 2.11.98).

Was bei diesem Treffen vage Bekundung blieb, gewann beim Wiener Gipfel am 11./12.
Dezember 1998 scharfere Konturen. Schon im Vorfeld schickten Spanien und Grol3britannien
ein gemeinsam erarbeitetes Papier an die Regierungschefs, in dem - alles allerdings keine
neuen Forderungen - die Kombination von Flexibilitat auf dem Arbeitsmarkt mit ausreichen-
der sozialer Absicherung gefordert wurde, um die Armut zu bekdmpfen, und in dem die Rele-
vanz sowohl lebenslanger Weiterbildung als auch fiir Arbeitslose attraktiver Léhne betont
wurde (vgl. hierzu Abschnitt 1 des Aufsatzes). Deutschland und Frankreich konkretisierten
vor dem Gipfel ihre Forderung nach einem Europaischen Beschéftigungspakt, der, als Aus-
gleich zum Stabilitatspakt, bis zum Gipfel vom Juni 1999 abgeschlossen sein sollte (vgl. FR
vom 9.12.98).

Auch beim Gipfel selbst waren Arbeitslosigkeit und Beschaftigungspolitik zentrale The-
men. Jacques Santer sah eine ,,Konvergenz der Beschaftigungspolitik”. Die knappen finan-
ziellen Mittel der EU machen groRere Beschéftigungsprogramme mittelfristig unmaglich,
aber in Wien wurde die Beschaftigungspolitik mit Struktur-, Haushalts- und Geldpolitik in
Verbindung gebracht. Als ,,Wiener Strategie fiir Europa* wurde die Absicht bezeichnet, Ar-
beitgeber und Gewerkschaften starker in die Beschaftigungspolitik einzubeziehen und die
Wirtschaftspolitik im Interesse vonWachstum und Beschaftigungspolitik zu koordinieren.
Makrookonomische Steuerung solle direkt mit dem anvisierten Beschaftigungspakt verknupft
werden, forderte Lionel Jospin (vgl. FR vom 14.12.98).

Der neue sozialdemokratische, (unausgesprochen) keynesianische Akzent in der Wirt-
schafts- und Beschaftigungspolitik zeigt sich im AbschluRdokument des Gipfels. Politikberei-
che, die in vorherigen Dokumenten nicht oder kaum Erwahnung fanden, erlangten hier einen
grolReren Stellenwert, etwa die Steuerpolitik oder die ,,bessere Koordinierung der Wirtschafts-
politiken“. Die Ausgabenbeschrdnkung bei den Staatsfinanzen hat ihren vormals zentralen
Stellenwert eingebiit (vgl. FR vom 14.12.98). Es gibt kaum konkrete Formulierungen des
gewandelten Verstandnisses und keine konkreten, handlungsrelevanten MalRnahmen - die
beschlossenen Leitlinien und Ankulndigungen sind weiche, unverbindliche Instrumente. Aber
durch diesen langsamen Wandel seit 1997 sind die Aussichten fiir den Fortbestand nationaler
Arbeitsmarktpolitik vom Typ der danischen Regierung deutlich besser geworden; die dani-
sche nationale ist mit einer kiinftigen supranationalen Beschaftigungspolitik aller VVoraussicht
nach gut zu vereinbaren.
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Ursula Matschke

Forderung der Chancengleichheit als 6konomischer und gesellschaftlicher
Leistungsfaktor: Ein Paradigmenwechsel im globalen Wettbewerb?
Strategisches Networking einer Private-public-partnership im transnationalen Vergleich

Die Thematik Forderung der Chancengleichheit wird im traditionellen Sinn als eine gesell-
schaftspolitische Herausforderung gesehen und in Zeiten knapper Gelder als zusétzliche Be-
lastung der jeweiligen Kassen, an deren Notwendigkeit sich die politischen Geister oft schei-
den. Forderung der Chancengleichheit konzentriert auf die Férderung von Menschen, die auf-
grund ihrer Lebensumstédnde und/oder Biographien auf dem Arbeitsmarkt oftmals benachtei-
ligt werden, wie etwa Frauen, Auslander und Jugendliche, wird bislang von entsprechenden
Interessenvertretern auf unterschiedlichen politischen Ebenen behandelt.

In diesem Beitragg soll nun einem maoglichen Paradigmenwechsel nachgegangen werden:
Der wirtschaftliche Erfolg groRBer Betriebe wie Daimler-Chrysler, Volvo-Car-Corporation,
Ericsson-Microwave-Systems wird von den verantwortlichen Akteuren des Personalmanage-
ments zunehmend in den Zusammenhang einer entsprechenden organisations- und personal-
politischen Forderung der Unterschiedlichkeit und Vielfalt (Diversity) des Personals gestellt.
Der Paradigmenwechsel besteht nun aber nicht nur darin, beispielsweise in der weiblichen
Belegschaft als 6konomischer Ressource, ein Humankapital des Unternehmens zu sehen und
entsprechend betriebswirtschaftlich zu fordern, sondern vielmehr in der Erkenntnis Gber die
Notwendigkeit eines Uber ein traditionelles, bereichsspezifisches, funktionales, nach innen
orientiertes Personalmanagement des Unternehmens hinausgehenden, strategischen Manage-
ments. Eine Forderung der _Chancengleichheit gesamtpolitisch unter dem Aspekt des
Mainstreaming zu diskutiereng, bedeutet dann diese Thematik nicht nur als Gemeinschafts-
aufgabe fir alle relevanten Bereiche als humanistische und universale Perspektive zu definie-
ren und einzufordern, sondern vor allem als eine sowohl wirtschaftspolitisch als auch gesell-
schaftliche Notwendigkeit nachzuweisen, angesichts eines globalen Wettbewerbs und der
Entwicklung lokaler Ressourcen. In der Verknipfung gesellschaftlicher, individueller Be-
dirfnisse und marktpolitischer Tagesordnungen zeichnet sich m. E. ein Paradigmenwechsel
ab, gegentber bisher eher getrennten Wirkungsfeldern gesellschaftspolitischer Appelle und

2 Der Beitrag orientiert sich an den Befunden eines transnationalen Forschungsprojekts zur Untersuchung von

Chancengleichheit in Zusammenhang mit arbeitsorganisatorischen Innovationsprozessen in Wirtschaftsun-
ternehmen und Kommunalverwaltungen, das von der Europédischen Kommission, privatwirtschaftlichen und
offentlichen Partnerinstitutionen in Deutschland, Finnland und Schweden geférdert wird.

Vgl. dazu das 4. Aktionsprogramm der Gemeinschaft fir die Chancengleichheit von Mannern und Frauen
(1996-2000) auf BeschluB des Rates vom 22.Dezember 1995, ebenso wie den Fortschrittsbericht der Kom-
mission (ber FolgemalRnahmen zu der Mitteilung: ,,Einbindung der Chancengleichheit in samtliche politi-
schen Konzepte und MalBnahmen der Gemeinschaft” in Verbindung mit dem Jahresbericht 1997 der Europai-
schen Kommission, Generaldirektion Beschaftigung, Arbeitsbeziehungen und soziale Angelegenheiten, Re-
ferat V/D 5 vom Mérz 1998.
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okonomischer Schalthebel der Veranderung. Dies hat allerdings auch zur Konsequenz, ein fir
diesen kulturellen und 6konomischen Zusammenhang sensitives neues Strategiemodell zu
entwickeln, getrennte Anstrengungen aufzugeben, zu gunsten einer Orientierung nach auf3en,
einer interdisziplindren Zusammenarbeit zwischen Privatwirtschaft, 6ffentlicher VVerwaltung
und sogenannten Drittem Sektor (Verbénde, Vereine, Blrgerinitiativen). In Partnerschaften
agierend, sollten die jeweiligen Fahigkeiten der einzelnen Organisationen integriert, synerge-
tisch wirkungsgetrieben und nach auRen orientiert zur Anwendung kommen kénnen.

Aus der Erkenntnis, daB bei einer entsprechenden Ideenentwicklung und Umsetzung neuer
Konzepte eine Mischung aus Innovation und Imitation und damit auch externe Erfahrungen
notwendig sind, kommt heterogenen Netzwerken (Stédte des In- und Auslands, branchen (-
bergreifende Unternehmen, Wissenschafts- und Forschungszentren, staatliche und zivilgesell-
schaftliche Organisationen) und Akteuren eine wichtige Bedeutung zu - zur positiven gemein-
samen Problemlésung und nicht zur Negativkoordination.

Vor diesem Hintergrund ist die Konzeption des im folgenden Beitrag dargestellten Projekts
zu sehen.

1. Chancengleichheit als transnationale Gemeinschaftsaufgabe des privaten und
offentlichen Sektors: Everybody's issue

Ausgangspunkt eines entsprechenden Networking zur effizienten Umsetzung von Chan-
cengleichheit in Wirtschaftsunternehmen und Kommunalverwaltungen soll gerade die Akzep-
tanz einer durchaus unterschiedlichen Interessenslage einzelner Akteure sein. Wichtig ist
vielmehr die Bundelung der jeweiligen Bedarfe zu einer gemeinsamen Zielorientierung: Ma-
nagement by objectives. Nicht die Diskussion nach dem ,Warum® und dessen moralischer
Wertung, sondern nach dem ,,Wie* der konkreten Veranderungsprozesse soll im Mittelpunkt
der Auseinandersetzung um das Thema Chancengleichheit als transnationale Gemeinschafts-
aufgabe stehen: Management by Results. In einem nachsten Schritt der Entwicklung entspre-
chender Erfolgskriterien, MeRRgroRen und MeRinstrumente wird es dann um die Balance des
Interessenausgleichs geheq, im Sinne eines umfassenden Qualitdtsmanagements mit entspre-
chenden Grundprinzipien®. Der Entwicklung eines umfassenden Evaluationskonzepts kommt
vor diesem Hintergrund eine besondere Bedeutung zu.

1.1.  Vom traditionellen Modell zum Ansatz eines neuen strategischen Modells

Dem Forschungsprojekt wurde deshalb als Ausgangsbasis fiir einen transnationalen Ver-
gleich entsprechender nationaler Verénderungs- und gemeinsamer Problemlésungsprozesse
das Konzept eines entsprechend umfassenden Evaluationsmodells zugrunde gelegt, das die

* Vgl. dazu:Frieder Naschold, Maria Oppen, Alexander Wegener, Kommunale Spitzeninnovationen.Konzepte,

Umsetzung, Wirkungen in internationaler Perspektive, Berlin 1998, S.54ff.
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traditionelle Herangehensweise an das Thema Chancengleichheit als Basisarbeit entsprechen-
der Rahmenbedingungen elaboriert, um zu einem neuen, im Entstehen begriffenen, strategi-
schen Modell einer organisationsbezogenen Dynamik kommen zu kénnen.

1.2. Mdgliche prozeRhafte Entwicklung der Chancengleichheit als Gemeinschaftsauf-
gabe des privaten, 6ffentlichen und Dritten Sektors

Im transnationalen Vergleich ist ein prozeRhafter Ubergang vom traditionellen zu einem
neuen strategischen Modell zu erwarten. Es wird zu evaluieren sein, in welchem Wirkzusam-
menhang die jeweilige nationalstaatliche und kulturelle Basis mit den privatwirtschaftlichen
und 6ffentlichen Verénderungsprozessen steht.

Abbildung 1: Vom traditionellen zu einem neuen strategischen Modell

Traditionelles Modell

Ansatz eines neuen strategischen Modells

Basiert auf der Grundlage, daR3 Férderung der Chan-
cengleichheit aus einer humanistischen und universalen
Perspektive erfolgt

Basiert auf der Grundlage, da3 Férderung der Chan-
cengleichheit aus der Perspektive eines Human Re-
source und Diversity Ansatzes erfolgt, der tber eine
kulturelle und lokale Sensibilitat verfugt

Als Hebelkraft kann in erster Linie gelten: frauenpoliti-
sche Aktivierung und Mobilisierung

Als Hebelkraft kann ,,Everybody’s issue* gelten: als
Notwendigkeit angesichts eines globalen Wettbewerbs
und der Entwicklung lokaler Ressourcen

Instrumente: Gesetzgebung, Anwdlte und Stellvertre-
terfunktion, Beauftragtenwesen, Quotenforderung

Instrumente: Strategisches Management, Human Res-
sourcen, und Organisationsentwicklung, Selbsthilfe,
Partizipation und Empowerment

Benennung der historisch und politisch wichtigen
Funktion des Aufbaus der Rahmenbedingungen und
der notwendig forderlichen Struktur fir Gleichberech-
tigung

Ausgangslage: Neue Notwendigkeiten um den Anfor-
derungen, Nachfragen des Marktes und lebenslangen
individuellen Bediirfnissen gerecht zu werden

Institutionenspezifische Anstrengungen

Veranderungshezogene Anstrengungen

»Dynamik des Status Quo*: Kraftlosigkeit, Selbstzu-
friedenheit und Stagnation (in den nordischen L&n-
dern), destruktive Polarisierung, Konfrontation und
Separierung in vielen anderen europdischen Léndern
und in den USA

Dynamische Prozesse: Neues Interesse an neuen He-
rangehensweisen und Anndherungen an das Thema,
gemeinsame Entwicklung, die das Ziel neu beleben
dirfte

Schwache strategische Integration

Strategien als integraler Part, Human Ressource Strate-
gien etc.

Schwache Verknupfung der Interessen und Funktionen
des offentlichen, privaten und Dritten Sektors

Beginn eines sich verdndernden Interesse an der Ent-
wicklung von Human Ressourcen, kultureller Vielfalt,
gemeinsamer Nutzung der Ressourcen, Sicherheit,
aufrechtzuerhaltende Weiterentwicklung, lokal sensible
Ldsungen

Probleme: Abstrakt, zunehmend separiert, provoziert
und ladt zur Opposition ein, Uberbetonung von Diffe-
renzen

Probleme: noch im Entstehen, hoch komplex, kann sich
annadhernde Interessen liberbetonen und Differenzen
herunterspielen
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Abbildung 2: Wirkungszusammenhang

Ausgangspunkt

Schalthebel - Wirkkrafte

Aufbau eines kulturell und im
Zusammenhang sensiblen neuen
strategischen Modells anhand
,»good/best practices*

Traditionelles Modell

¢ humanistische Perspektive

¢ Gesetzgebung, Regeln, Quoten,
Anwaélte

¢ Frauenpolitische” Zielsetzung,
Frauenbewegung

¢ politische Initiativen

¢ Institutionen

Marktwirtschaftliche Veranderun-
gen:

¢ Frauen (und andere Kunden)
haben starkeren Einflul3, neue
Bedurfnisse und Tagesordnun-
gen auf den Markten

Veranderungen der individuellen
Lebens- und Familienplanung

¢ Individualitat, vielschichtige
Familien und Karrieremodelle

Ansatz eines neuen Modells

¢ Gemeinsame Entwicklung des
Human- und Sozialkapitals

¢ Perspektive eines strategischen
Managements hinsichtlich der
Avrbeitsplatzentwicklung

¢ Bevorzugung einer Vielfalt
angesichts einerAnpassung an
die Veranderung

¢ Einbeziehung der Gleichheits-

politik in die Strategien: Wett-
bewerbsvorteil, kluger Res-
sourcenverbrauch

¢+ Everybody‘s issue“ aus der
Perspektive sich verandernder
Vorteile

2. Konzeptionelle Uberlegungen zum Projekt

Vor dem Hintergrund dieser Uberlegungen wurde ein entsprechendes transnationales EU-
Projekt konzipiert. Die Herausforderung lag darin, auf der Grundlage nationalstaatlicher, lo-
kaler und institutioneller, historischer und aktueller Unterschiede, keine lineare Wertung vor-
zunehmen (Nord-Sud-Gefélle), sondern gerade angesichts des vorgegebenen Evaluationsmo-
dells von einer Gleichwertigkeit ausgehend, eine Standortbestimmung zu machen. Zundchst
sollten die nationalen politischen und gesellschaftlichen Einfluf3faktoren als Elemente des sog.
traditionellen Modells herausgearbeitet werden. Erst wenn diese national unterschiedlichen
Basisfaktoren dann in Beziehung zu den jeweiligen Verdnderungsprozessen im privaten und
offentlichen Sektor gesetzt worden sind, ist eine erste vergleichende Wertung zwischen den
Partnern moglich. Die entscheidende Frage dafir sollte sein, inwieweit mégliche Synergieef-
fekte zwischen den jeweiligen Sektoren grundsatzlich von den jeweiligen Akteuren als solche
erkannt wurden, und wie sich die Bereitschaft fir den Aufbau eines national-lokalen Netz-
werkes aus Wirtschaft, Kommune und Drittem Sektor entwickelte.

Ausgehend von der Europdischen Kommission und ihrem Anspruch best practices zur
Chancengleichheit transnational zu vergleichen, ibertragbar aufzubereiten und auf allen poli-
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tischen Ebenen zu verankern, wurden als transnationale Partner Vertreter unterschiedlicher
privater und 6ffentlicher Institutionen ausgewahlt bzw. angefragt. So ergab sich folgende Or-
ganisationsstruktur:

2.1.

Abbildung 3: Organisationsstruktur

Transnationale Partner — nationales / lokales Networking:

Institution

Ansatz

Zielsetzung

Methode

Untersuchungsebe-
ne

Europdische Kom-
mission

Best practices —
mainstream

Transnationaliat -
Ubertragbarkeit

Transnationaler
Erfahrungsaus-
tausch

Elaboration nationa-
ler Module in indivi-
duellen, gesellschaft-
lichen, und wirt-
schaftlichenVerande-
rungsprozessen

Nationale Wirt-
schaftsunternehmen;

Kommunalverwal-
tungen

Innovationsprozesse
auf der Grundlage
eines Human Resour-
ce Management,
eines Total Quality
Managements

¢ Forderung der
Chancengleich-
heit durch struk-
turpolitische, or-
ganisationsinterne
Verénderungspro-
zesse

¢ Vereinbarkeit von
individuellen Le-
bensentwiirfen
und Arbeitswelt

Nationale Case
studies

Binnenorientierung:
Organisationsstruk-
tur; Personalmana-
gement; Verwal-
tungsreform

Nationaler Dritter
Sektor (Verbénde,
Wissenschaft und
Forschung, NGO)

Expertenwissen,
Einflukfaktor

Vermittlerfunktion

Nationale Case
studies

Aufenorientierung

In Deutschland wurde ein erstes national-lokales Netzwerk aufgebaut, aus Vertretern der
verschiedenen Bereiche: Wirtschaftsunternehmen, Kommunalverwaltung, Sozialpartnern und
Wissenschaft. Bei dem gesamten Projekt kommt dem Workshop als Kommunikations- und
Evaluationsinstrument eine besondere Bedeutung zu: Es wird jeweils in einem Land
(Deutschland, Schweden, Finnland, Osterreich) national die gleiche Kommunikationsstruktur
mit Vertretern aus den drei Sektoren hergestellt, deren Self-Assessment durch das externe
Assessment der transnationalen Partner in entsprechenden Sitzungen evaluiert wird. Durch die
Reprasentanz der jeweiligen nationalen Organisationen ist gleichzeitig eine Ruckkoppelung
der Ergebnisse mdglich®. Wobei im Verlauf des Projekts ein entsprechender Kommunikati-
ons- und Kooperationsfortschritt zu evaluieren sein wird: Vom traditionellen Modell des iso-

® Vgl. dazu Frieder Naschold, a.a.0., S. 8;
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lierten Fachbereichsexpertenwissen und seiner Présentation zum sensiblen, strategischen Mo-

dell eines integrierenden, synergetischen Consultings.

Abbildung 4: Transnational Partners

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in
the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Austria
Trade Union

Wien

Evaluation by \

discussions and
reflections

The second transnational workshop within the frame work of the EU-project

Where do we stand today

Transnational partners
(self-assessments by dimensions)

Germany Finland
local local
authority authority
Stuttgart Hameenlinna 1 politicians social

~Alitiaal will

3 3 ongoing projects
4I 4
4 companies drafts
5 public-private
partnership

Sweden partnership legal
local — I
authority
Goteborg 2 citizen movement
/ and demand

2nd Workshop
Goéteborg

UMfeb99

Anhand von neun Dimensionen, die jeweils modifiziert fir die Wirtschaftsunternehmen,
Kommunen und Sozialpartner gelten sollten, wurde ein erster Einstieg in ein qualitatives Self-
Assessment gemacht, das gerade durch die Subjektivitat der Antworten einen Einblick geben
sollte, unter welchem gesellschaftspolitischen und kulturellen Blickwinkel die jeweiligen Ver-
treter aus Wirtschaft und Verwaltung die Férderung der Chancengleichheit sehen und welche
Bedeutung sie einem Networking beimessen. Im folgenden soll dieses Self-Assessment durch
Dimensionen zur Evaluation wiedergegeben werden. Es wurde in seiner Struktur dem zweiten

Workshop zugrunde gelegt.

2.2.  Self-Assessments

Anhand von qualitativen Dimensionen sollte eine umfassende, Uber eine Binnenorientie-
rung hinausgehende Selbstbewertung der Partnerinstitutionen erfolgen. Uber diese Befragung




sollte die Erkenntnis synergetischer Effekte in der Frage der Chancengleichheit und einer ent-
sprechend lokalen Verbundenheit geweckt werden.
N

)

Die Dimensionen sind als ein heuristischer Rahmen fir eine Selbstbewertung zu verstehen.
Die unter jeder Dimension aufgefiihrten Aussagen und Fragen sollen DenkanstéRe sein und
sind nicht als ein erschopfender Fragenkatalog gedacht.

Dimensionen eines umfassenden Evaluationmodells (Wirtschaftsunternehmen

1. Historische und kulturelle Faktoren und Tendenzen

Jedes Land hat einen unterschiedlichen Ausgangspunkt bezuglich der historischen und kul-
turellen Traditionen und Entwicklung, die Chancengleichheit, Beteiligung am Arbeitsleben
etc. betreffen. Selbst unterschiedliche Landesteile haben unterschiedliche Traditionen. Ohne
in eine ausfuhrliche Bewertung einzusteigen, ist hier ein kurzes Statement zusammen mit den
grundlegenden Fakten (wie z.B. die Beteiligungsraten der Frauen am Arbeitsleben auf natio-
naler und lokaler Ebene) gefragt.

2. Aktuelle Kultur, Diskussion und Tendenzen

Wie ist momentan die ,,Atmosphére”, Diskussion, Debatte und Tendenz beziglich der
Chancengleichheit etc.? Wer diskutiert worliber? Welche Koalitionen, Oppositionen etc. gibt
es hier? Gibt es aktuelle sozialpolitische Themen und gesellschaftliche Anfragen, die hinsicht-
lich der Schlusselthemen (Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Chancengleichheit etc.) rele-
vant sind?

3. Infrastruktur” der Chancengleichheit

Welche ,,unterstltzende Infrastruktur” fur die Chancengleichheit und die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ist vorhanden? Der gesetzliche Rahmen, Tagesbetreuung, Erziehungsur-
laub und andere unterstiitzende MaRnahmen — auf nationaler und lokaler Ebene?

4. Bewequng, Nachfrage, Druck und Beteiligung der Biirgerlnnen

Steht hinter der Entwicklung von Chancengleichheit und der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf eine o6ffentliche Nachfrage (Marketing-Aspekt)? Wer ,bewegt* etwas? Ist die Of-
fentlichkeit beteiligt an der Entwicklung von Chancengleichheit, der Infrastruktur usw.? Oder
ist die Entwicklung eine rein politische Initiative des Vorstandes oder eine Verwaltungsaktivi-
tat der Personalmanager?

5. Inhaber (,Ownership*) des Themas Chancengleichheit innerhalb des Unternehmens/ der
Unternehmensgruppe

¢ Vorstand

® In leicht modifizierter Form erhielten Kommunalverwaltungen und Sozialpartner die gleichen Fragedimensi-

onen.
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¢ Fihrungskréfte (Personalmanager, mittleres Management etc.)
¢ Mitarbeiterinnen

¢ Manner, Frauen

¢ Représentanten (Betriebsrat, Gleichstellungsbeauftragte etc.)

Wer besetzt das Thema; wie sind diese Akteure beteiligt an der Diskussion, den Entwick-
lungen, Initiativen? Ist hier gerade etwas in Bewegung — wo, wer? Gibt es eine Kooperation
auf breiter Basis oder ist es ein ,,Guerilla-Krieg“?

6. Chancengleichheit, die Stadt und Privatunternehmen

In welcher Beziehung steht die Wirtschaft — vor allem in Ihrem lokalen Umfeld, zu diesem
Thema? Wie sehen die Unternehmen in dieser Hinsicht ihre eigene Rolle und Verantwortung
und wie sehen sie die Rolle der Stadt in diesem Bereich?

7. VerknlUpfung mit strategischen Punkten

Chancengleichheit und strategische Anforderungen (Gewinn einer strategisch nutzbaren
Reputation, Anziehungspunkt flr neue Investitionen, Gewinn und Sicherung von Arbeitskraf-
ten, Nutzung der Human Ressourcen). Inwieweit sind die Themen Chancengleichheit, Betei-
ligung am Arbeitsleben, Vereinbarkeit von Familie und Beruf verknipft mit strategischen
Perspektiven, Herausforderungen, Bedrohungen und Madglichkeiten? Sind diese Themen
»humanistisch* (moralisch/ sozialpolitisch) motivierte Fragen der Gleichheit oder sind sie
inhaltlich verbunden mit einer strategischen Argumentation (Reputation, Investitionen, natio-
naler/globaler Wettbewerb, Entwicklung humaner Ressourcen etc.)

8. Aktuelle Projekte zum Thema

Welche aktuellen Projekte gibt es, vor allem in Unternehmen oder in der lokalen Verwal-
tung, mit Blickpunkt auf diese Themen? Welches sind die Hauptprojekte, die direkt auf diese
Themen abzielen, oder welche sind dafur von indirekter Bedeutung? Besteht die Notwendig-
keit, Projekte zu verbinden, sie zu diesen Themen ausflhrlicher zu behandeln, oder ein vollig
neues Projekt zu starten? Welche Unterstiitzung und Antriebskrafte gibt es in diesen Projek-
ten?

9. AbschlieRende Stellungnahme

Welche Frage ist auf der Grundlage von Selbstbewertung am relevantesten und wo wird
der grofite Entwicklungsbedarf bezliglich Chancengleichheit, Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und Entwicklung von Human Ressourcen gesehen? Welche Form von Projekten/ Ent-
wicklungen sind fir die Zukunft erforderlich?

Eine erste Auswertung der Riicklaufe aus Wirtschaft, Kommunalverwaltung und Sozial-
partnerschaft ist sehr aufschluRreich: Konzernunternehmen wie Daimler-Chrysler sehen sich
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in keinem kommunalen Zusammenhang, wéhrend die Neue Pergamon als Krankenhausmana-
gement Gesellschaft sich sehr wohl im lokalen Zusammenhang definiert. In der ersten koope-
rativen Diskussion Uber ein lokales Networking nach dem Self-Assessment fielen die Antwor-
ten der Konzernvertreter positiv aus. Lokale Mentalitit und kulturelle Besonderheiten spielen

im globalen Wettbewerb auf der personalpolitischen Ebene eine nicht unwesentliche Rolle.

Die Self-Assessments der beteiligten transnationalen Institutionen anhand der Dimensio-
nen wurden auf einem nationalen Workshop (Schweden,Goteborg) ausgewertet und entspre-
chend wurden die nationalen (schwedischen) Diskussionsrunden, die sich an den Dimensio-

nen orientierten, extern evaluiert.

Abbildung 5: Self-Assessments by dimensions

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in

the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Evaluation: Equality,-Live & \Work - Project

(1) Self - Assessments by dimensions

1-3 national frame

(culture, infrastructure )

4 national - local frame ( citizen movement, customers demand)

5 ownership
6 co-operation

(internal view, Companies, Lokal authoritys)
(public-private-partnership )

7-9 Strategic Management ( Equality, Live & Work )

trade unions
employers
politicians

companies
local authorities

Frame
strong points
1-4

Status quo

Cooperation
Strategic
Management

5

2.3.  Workshops als neues Evaluationsinstrument

Dynamics

6-9

UMfeb9

Uber das Instrument des Workshops sollte mit Hilfe der Dimensionen die Bedeutung nati-
onaler EinfluRfaktoren diskutiert werden. Mit Hilfe der transnationalen Reflektionen zum

gesamten Bereich wurde gleichzeitig ein externes Assessment ausgelost.
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Abbildung 6: Workshops

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in
the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Evaluation: Equality,-Live & \Work - Project

(2) Workshops
Discussions with the aid of
Dimensions
Reflections with the aid of

External Assessments

companies
dul
A moau’s — trade
unions
| fch trade
G evers of change unions
local
F task forces authoritys }— rade
unions
self help citizen
S customer
ELW: MAINSTREAMING UMfebo
3. Vorlaufige nationale Ergebnisse — Veranderungsmodule - Synergieeffekte

Nach den ersten Auswertungen der Self-Assessments und zwei Workshops, sind als Pro-
jektergebnisse Veranderungsmodule elaboriert worden, die grundsatzliche Bedeutung flr die
Forderung der Chancengleichheit haben, auf verschiedenen Ebenen wirken und letztlich im
Rahmen eines umfassenden Managements bestmdglichst zu bearbeiten sind.

¢ Binnen- und Arbeitsmarktorientierung im privaten Sektor: Arbeitszeit, Arbeitsbewertung,
Karrieremuster etc.

¢ Soziale AuRenwirkung und 6konomische Binnenwirkung im 6ffentlichen Sektor: Kinder-
betreuung, Gesundheitssektor, Altenpflege, Soziale Dienste, etc.

¢ Politische Rahmenbedingungen: Gesetze, Fonds etc.

Auf nationaler Ebene, die uns bei den jeweiligen Workshops als Ausgangsbasis gelten
mag, sollen im weiteren Verlauf des Projekts diese Module auf ihre ékonomische, gesell-
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schaftliche und individuelle (synergetische) Wirkkraft im lokalen Netzwerk evaluiert werden,
um sie in einem weiteren Schritt transnational auf ihre Ubertragbarkeit hin zu tberprifen. Die
jeweiligen Veranderungsprozesse werden entsprechend evaluiert.

Gegenseitige Annaherungen von Wirtschaft und Offentlicher Verwaltung sind sowohl auf
nationaler als auch transnationaler Ebene zu verzeichnen, vor allem die Erkenntnis von loka-
len Abhangigkeiten bzw. moglichen Synergieeffekten. Lokales Networking zwischen priva-
tem, offentlichem und Drittem Sektor wird unter der MalRgabe eines strategischen Manage-
ments als dringend notwendig erachtet, um die Vielschichtigkeit der Wirkkrafte dezentral und
synergetisch zu nutzen.

Transnational ist festzuhalten, dal’ eine Fortentwicklung vom traditionellen zum strategi-
schen Modell eine Uberlebensfrage fiir die Unternehmen darzustellen scheint. Der Personaldi-
rektor von Volvo-Car-Corporation duerte sich demgegeniber ebenso positiv wie seine Kol-
legin von Ericsson-Microwave-System. Sowohl hinsichtlich der betrieblichen Binnenorientie-
rung als auch der lokalen Zusammenarbeit mit Kommunalverwaltungen scheint sich der ein-
gangs erwahnte Paradigmenwechsel vollzogen zu haben.
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Abb.7: Equal Opportunities Mainstreaming

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in
the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Evaluation: Equality,-Live & \Work - Project

Equal opportunities
Mainstreaming

- laws

- trade unionists
- employers work
- companies

- city administration

- local authority

L 5| - livequality
- care sector >

individual
life

- legal frame
- culture

v

» society

UMfeb9

3.1. Reflektionen zu moglichen Ubertragbarkeiten

Das Hauptproblem vorbildliche VVorgehensweisen in Zusammenhang mit Reformansatzen
wie in dem dargestellten Projekt etwa zur Forderung der Chancengleichheit zu tbertragen,
liegt meist darin, da das gesamte komplexe Paket der best practice als Ganzes nicht Uber-
tragbar ist. Zu unterschiedlich scheinen die jeweiligen nationalen, lokalen Grundvorausset-
zungen und Bedarfe. So werden Verdnderungsprozesse erst gar nicht in Angriff genommen
und Chancen vertan. Europaweit geht es deshalb zunehmend darum, in den Veranderungspro-
zessen sowohl die unterschiedlichen Einflu3bereiche als auch Verédnderungsmodule zu elabo-
rieren und Ubertragbarkeiten in Form von Modulen zu entwickeln und paBgerecht fir die
jeweiligen Nutzer aufzubereiten. Im folgenden Schaubild sollen entsprechende Abhéngigkei-
ten dargestellt werden.
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Abbildung 8: Reflections about transfering best practices

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in
the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Reflections about transfering best practices

National institutions
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Innovative processes Transnational
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UMfeb99

3.2.  Transnationales und nationales Networking zur gemeinsamen Problemlésung an
gemeinsamen Problemfeldern

Voraussetzung:

Networking zwischen privatem und 6ffentlichem Sektor, konkrete Fallstudien in Zusam-
menhang mit einem TQM-Ansatz, gemeinsame Problemlésungsprozesse auf nationaler/
transnationaler Ebene und innovative Evaluationsmodelle sind nach den bisherigen Erkennt-
nissen von grolRer Wichtigkeit fur den weiteren Fortschritt des transnationalen Projekts.

Bedeutung der Partnerschaft:

National-lokale Netzwerke zwischen privatem, offentlichem und drittem Sektor (Sozial-
partner, Wissenschaft) ermdglichen, Synergieeffekte zundchst einmal als solche zu erkennen
und in der Folge zu nutzen.

Anderswo gewonnene Erfahrungen koénnen einerseits kritisch bewertet, den eigenen Be-
dingungen angepasst und Gbernommen werden. Andererseits konnen bei anderen bereits vor-
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handene Ressourcen genutzt werden. Es sollen gerade nicht nur die Veranderungsprozesse
innerhalb der Institutionen selbst sozusagen als spezifische branchenbezogene, binnenorien-
tierte Anstrengungen funktional diskutiert werden, sondern durch die Kooperation mit ande-
ren Unternehmen interdisziplinar genutzt werden:

¢ Statt einzeln agieren in Partnerschaften,
¢ statt produktgetrieben wirkungsgetrieben,

¢ statt Fachwissenabfrage sollen durch das Zusammenwirken der 6ffentlichen Verwaltung,
der Privatwirtschaft, Sozialpartnern und Wissenschaft, die jeweiligen Fahigkeiten syner-
getisch genutzt werden.

Die Erfahrungen zeigen, dall Reformprozesse sowohl innerhalb der Institutionen als auch
in der Netzwerkarbeit teilweise stagnieren, weil sich entsprechende Organisationseinheiten
abkapseln und in Konkurrenz und Wettbewerb zueinander treten. Durch den Blick der Partner
von auBen (national/ transnational) wird eine entsprechende Evaluation durchgefiihrt - die
Veranderungsprozesse sollen besonders unter dem Gesichtspunkt strategisches Management
und Kulturwandel evaluiert werden

Gemeinsame Arbeitsfelder 1: Qualitditsmanagement

Bei den gemeinsamen, im lokalen Netzwerk zu bearbeitenden Projekten soll es sich um
konkrete Arbeitsfelder handeln, an denen die jeweilige Institution schwerpunktméRig arbeitet
(ongoing projects), die hohe Prioritat im InnovationsprozelR haben. Dadurch soll gewéhrleistet
werden, dall das Netzwerk auch von der Unternehmensspitze her mitgetragen wird, weil es
zur Problemlésung im Unternehmen beitragt. Der Gewinn/ Nutzen muf3 auf allen Ebenen Kklar
definiert und vermittelt werden kdnnen. Gleichzeitig soll das Projekt eine breite Ebene der
Zusammenarbeit bieten (Private-public-partnership, Wissenschaft, Sozialpartnerschaft) und
auf verschiedenen Qualitatsstufen (von der personalpolitischen EinzelmaBnahme z.B. Schu-
lung, bis hin zur Einbindung in einen umfassenden QualitdtsmanagementprozelR und einer
ebenso umfassenden Evaluation durch Festlegung von entsprechenden MeRkriterien, Me-
Rinstrumenten) entwicklungsféhig sein. Dadurch wird gewéhrleistet, dal ein ,,\Voneinander
Lernen* moglich wird. Auf die klassische Form des Benchmarking soll verzichtet werden, um
sich nicht Erkenntnischancen wegen eines entsprechenden Konkurrenz- und Wettbewerbden-
kens zu verbauen.

Thematisch sollte es sich um einen Zusammenhang handeln, der verschiedene Lésungsan-
satze und Formen der Kooperation zur Férderung der Chancengleichheit (Diversity) ermdg-
licht bzw. bereits praktiziert.

Ideal wére es, wenn die Projektpalette verschiedene Ebenen abdecken wirde: von der kon-
kreten personalpolitischen MaRRnahme bis hin zu neuen Evaluationsverfahren. Als VVorausset-
zung fur eine lokale Netzwerkarbeit gilt die Verstdndigung auf entsprechende Richtlinien.
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. Grundprinzipien eines umfassenden Qualitdtsmanagements:
¢ Kundenorientierung

¢ Beschaftigtenorientierung

¢ Verbesserungsorientierung

¢ ProzelRorientierung

¢ Gesellschaftsorientierung

¢ Faktenorientierung

¢ Qualitatsverantwortung

N

. Ein Ubergeordnetes Ziel des Projekts:

Forderung der Chancengleichheit im Leben und im Beruf — Equality: Life and Work

w

. Verbindliche Zielkorridore:

¢ Vereinbarkeit von Familie, individuellem Lebensentwurf und Arbeit (Arbeitszeitmodelle,
Karrieremodelle, Arbeitsort, Kinderbetreuung...)

¢ Arbeitsmarkt: Wettbewerb und soziale Verantwortung (Wiedereingliederung, Schutz vor
Arbeitslosigkeit, Qualifikation, Blndnis der Arbeit..)

¢ Evaluation: Strategisches Management, Kulturwandel, Festlegen von Erfolgskriterien,
MeRinstrumenten.

N

. Konkrete Projekte:

Telearbeit als Qualitaétsmanagementprozell in Zusammenarbeit mit Kommunen, Privat-
wirtschaft, Wissenschaft , Sozialpartnern umfaft folgende Bereiche: Arbeitsmarkt (Sicherung
der Ressourcen, Wiedereinstieg), Organisationsentwicklung (Fihren durch Zielvereinbarung,
Management by Results) etc. Ein Interesse an einer Evaluation von Qualitdtsmerkmalen liegt
bei den transnationalen und nationalen Partner vor.

Gebdaudereinigung als Optimierungsprozel der Leistungsfahigkeit. Integration entspre-
chender kostenintensiver, leistungsschwacher Arbeitsplatze in ein umfassendes Gesamtkon-
zept. Problembereich der Kommunen, Qualitatsansatz unter oben genannten Merkmalen, Ko-
operation mit verschiedenen Fachamtern, der Privatwirtschaft, Forschung in Zusammenhang
mit dem Netzwerk der Kommunen, einem Projekt der Bertelsmann-Stiftung, KGST, Hans-
Bockler-Stiftung zum interkommunalen Vergleich von Reformansatzen®. Auch hier liegt das
Interesse bei transnationalen und nationalen Partner vor.

" Vgl hierzu als Neuigkeit ein Netzwerk online zur unmittelbaren Kommunikation entsprechender Spitzenin-

novationen: http://www.kommunen-der-zukunft.de
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Kinderbetreuung als Qualitatsprozel?. Umfassender Qualitatsvergleich unterschiedlicher
Losungsmaoglichkeiten (6ffentliche/ private Betreuungseinrichtungen, individuelle Angebote)
in Zusammenarbeit von Kommunen und Privatwirtschaft. Hier mag die Kommune Hameen-
linna als best practice eines Erfolgskreislaufs von Qualitatsinitiativen hin zu einem umfassen-
den Qualitdtsmanagement gelten®. Projektinteresse liegt bei den kommunalen Partner in
Deutschland, aber auch in der Privatwirtschaft vor.

Gemeinsame Aktionsfelder 2: Strategisches Management und Kulturwandel als grundsétzli-

che Problemfelder der Reformprozesse im privaten und offentlichen Sektor

Die dezentrale, fachbereichsbezogene Ressourcenverantwortung hat sich verselbstandigt
und fihrt zu Konkurrenzverhalten, verhindert gemeinsames, synergetisches, zielorientiertes
Handeln. Eine strategisch zentrale Flihrungs-/ Steuerungsmaoglichkeit ist dringend notwendig.

Wie ist die Balance herzustellen zwischen Enthierarchisierung, Selbstverantwortung und
zentraler Steuerung/ Lenkung? Wie konnen die Einzel- und Machtinteressen auf ein gemein-
sames Ziel gebiindelt werden? Wie kénnen bereichsspezifische Fachinteressen zusammenge-
fuhrt werden, Anpassungsfahigkeit gefordert werden? Wie kann die Wirksamkeit von Schu-
lungsmalinahmen, Wissensvermittlung generell im Betrieb gemessen werden?

Diese Fragen wurden von allen Projektpartnern aus Privatwirtschaft und Kommunalver-
waltung in &hnlicher Weise gestellt und sind letztlich den konkreten Projekten ibergeordnet
zu behandeln als ein Qualitatsmanagementprojekt.

4. Auf dem Weg in die Chancengleichheit als transnationale Gemeinschaftsaufgabe

Drei Ubergeordnete Punkte lassen sich als besonders wichtig flr den Prozef3fortschritt des
Projekts nennen:

1. Von einer reaktiven, binnenorientierten Kurzfristorientierung zur langerfristigen gemein-
schaftlichen Strategiefahigkeit

Durch eine langerfristig ausgerichtete Aufgaben- und Ressourcenplanung im Hinblick auf
Chancengleichheit, unterstutzt durch vernetzte Informationssysteme und eine konstruktive
Wettbewerbsstrategie im Sinne gemeinsamer Ldsungsprozesse, die auf eine plurale Akteurs-
struktur unter 6ffentlicher Beteiligung setzt, kdnnen Basispramissen, isolierte Praktiken und
polarisierende Werthaltungen aller beteiligten Akteure neu justiert werden.

8 vgl. dazu Maria Oppen, Von Qualitatsinitiativen zum Total Quality Management, in: Frieder Naschold,

a.a.0., S.53-65.
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2. Von der Logik des Ressourcenverbrauchs zur nachhaltigen Entwicklungsfahigkeit

Durch das Zusammenspiel der Bereiche Wirtschaft, Kommune und Dritter Sektor, kdnnen
neue Ressourcen erst erkannt und entwickelt werden. Dahinter verbirgt sich eine neue Philo-
sophie der Ressourcenmobilisierung.

3. Verknlpfung der Produzentenorientierung mit der Nutzerorientierung

Durch eine verénderte Sichtweise der Forderung der Chancengleichheit als einer perma-
nenten Beziehung und Rickkoppelung vom 6konomischen in den gesellschaftlichen und
individuellen Bereich unter marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten im weitesten Sinn, wird
die Polarisierung entsprechender Bedarfe aufgelost.

Abbildung 9: Relationship - Balance

EU - Project "Interdependence between equal opportunuties for women and innovative processes in
the organisation of work in industrial companies and local athorities"

Relationship - Balance
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Ruth Weckenmann

Palit das schwache Geschlecht in die starke Organisation ?

In Zeiten, in denen Sozialwissenschaftler und Politiker den Untergang der GroRorganisati-
onen beschworen, ist es angenehm als Frau, einer als ,stark® charakterisierten, das heif3t
durchsetzungsfahigen Organisation anzugehdren. Auch von aulRen betrachtet, sind Frauen in
den Gewerkschaften in den letzten Jahren in leitenden Funktionen h&ufiger anzutreffen. Zu
nennen ist die lhnen sicherlich fast allen bekannte Ursula Engelen-Kefer, aber auch die Ge-
werkschaften HBV und die GEW werden von Frauen gefuhrt. In allen geschéftsfiihrenden
Vorstdnden auf Landes- oder Bundesebene der Einzelgewerkschaften wie auch des Dachver-
bandes DGB sind Frauen vertreten. Zumindest die Stellvertreterposition haben sie erreicht.
Dies kdnnte man/frau als Fortschritt interpretieren, sieht man sich die historische Entwicklung
an.

Gewerkschaften entstanden als Interessensvertretung der abhangig Beschaftigten, der
Hauptwiderspruch dieser Gesellschaft bestand fur die Gewerkschaften in der Auseinanderset-
zung zwischen Kapital und Arbeit. Die viel weitergehende Benachteiligung von Frauen so-
wohl als abhéngig Beschaftigte, als auch als Staatsblrgerin, als auch in der Familie, war fur
die Gewerkschaftsbewegung allenfalls ein Nebenwiderspruch. So waren - zumindest die Jahre
bis zum Zweiten Weltkrieg - durch eine frauenpolitisch widersprichliche Haltung der Ge-
werkschaften gekennzeichnet.

Einerseits waren seit Beginn der Industrialisierung nahezu 30 % der erwerbsféahigen Frau-
en erwerbstétig, deren Arbeits- und Entlohnungsbedingungen hatten Auswirkungen auf die
der Manner, die Organisierung dieser Frauen war also unverzichtbar, andererseits kampften
die Gewerkschaften in groRen Teilen fur den Familienlohn.

Bereits 1903 beschlol? der Gewerkschaftskongrel3 der freien Gewerkschaften: da ,,zur Ge-
winnung von Arbeiterinnen fur die Organisation Frauen am besten und erfolreichsten arbei-
ten, Uberall dort, wo Frauen beschaftigt sind, die Gewerkschaftsarbeit dort durch Frauen ma-
chen zu lassen®.

Die gewerkschaftliche Gegenstrdmung vertrat eine Meinung, wie sie unter anderem in der
Denkschrift der deutschen Abteilung der internationalen Arbeiterassoziation 1866 gedul3ert
wird (zitiert nach Gerhard, Ute, Unerhort, 1996, Seite 115). Die Gewerkschaft ,,schafft Zu-
stdnde, worin jeder herangereifte Mann ein Weib nehmen, eine durch Arbeit gesicherte Fami-
lie grinden kann. .... Den Frauen und Muttern gehoren die Haus- und Familienarbeiten, die
Pflege, Uberwachung und erste Erziehung der Kinder, wozu allerdings eine angemessene
Erziehung der Frauen und Mitter vorausgesetzt werden muR. Die Frau und Mutter soll neben
den ernsten 6ffentlichen und Familienpflichten des Mannes die Gemtlichkeit und Poesie des

hauslichen Lebens vertreten ....*.
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DaR dieser Familienlohn erstens kaum vorhanden war und zweitens niemals zur Gleichbe-
rechtigung fuhren wirde, hat nicht nur Clara Zetkin erkannt. Gleichberechtigte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben bedeutet eben auch eine eigenstandige finanzielle Sicherung von
Frauen.

Barbara Ehrenreich hat es in ihrem Buch: ,,Die Herzen der Méanner* deutlich herausgear-
beitet (Ehrenreich, B.: Anchorbooks 1983): ,,Es gibt keine Garantie flir die 6konomische Si-
cherheit von Frauen, auch wenn allen Mannern pl6tzlich ein ausreichendes Familieneinkom-
men angeboten wirde. In Ermangelung eines Programms, durch das die Ménner zur Ehe ein-
berufen werden kénnen und ihr Einkommen direkt auf die Konten ihrer Ehefrauen einzahlen
muRten, haben Frauen einfach keinen festen Anspruch auf das mannliche Einkommen.*

Dieses Wissen um die notwendige Eigenstandigkeit und die bestehende Benachteiligung
von Frauen machte August Bebel bereits in seinem Werk: Die Frauen und der Sozialismus
(1879) deutlich. Er schreibt: ,,Es gibt keine Befreiung der Menschen ohne die soziale Unab-
hangigkeit und Gleichstellung der Geschlechter”. In der Praxis weiB er allerdings, dal er ohne
seine "liebevolle, hingebende und allseits opferbereite Frau” sein Leben fir die Arbeiterbewe-
gung nicht héatte leben kénnen.

Wie viele unserer Spitzenfunktionére auch heute noch in @hnlichen Umstanden leben, weil}
ich nicht, doch handelt es sich noch keineswegs um eine aussterbende Spezie. Und wie stehen
die Gewerkschaften heute zu dem Familienlohn und damit auch zum Zugang der Frauen zur
Erwerbsarbeit? Expressis verbis ist der Familienlohn aus der Gewerkschaftsprogrammatik
verschwunden, doch versteckt er sich in Tarifvertrdgen hinter dem gern zitierten Beispiel:
Facharbeiter, verheiratet, 2 Kinder oder in der Sozialpolitik hinter dem sogenannten Eckrent-
ner mit 45 Versicherungsjahren und durchschnittlichem Einkommen.

Nur mihsam abgeschaffte Leichtlohngruppen, die schlechte Eingruppierung von Frauen,
die generell niedrigere Entlohnung in typischen Frauenberufen, der nach wie vor bestehende
Lohn- und Gehaltsunterschied von ca. 30 % zwischen Frauen und Mannern, zeigen deutlich,
dal’ die Erwerbseinkommen von Frauen noch lange nicht den Zuverdienstcharakter verloren
haben. Es ist uns als Gewerkschaftsfrauen nicht - noch nicht - gelungen, dieses Bild des Fami-
lienernahrers durch die gesellschaftliche Wirklichkeit zu ersetzen.

Nirgends wird dies gegenwartig deutlicher, als bei den sogenannten 620-Mark-Jobs. Der
Hinweis auf die abgeleitete Sicherung tUber den Ehemann erfolgt drastisch und unverhohlen.
Und cum grano salis aber doch gesellschaftliche Wirklichkeit: vor kurzem verlor ein Arbeit-
geber bei einem Arbeitsgericht einen ProzeR gegen eine Lagerarbeiterin. Sie klagte, weil im
Betrieb unterschiedliche Weihnachtsgratifikationen herrschten. So erhielten die vollzeitbe-
schaftigten Obstpackerinnen eine Kiste Obst und eine Flasche Likor, die Lagerarbeiter DM
1.000,-- und die rein ménnlichen Verwaltungsangestellten ein 13. Monatsgehalt. Es ware
falsch, angesichts der bestehenden Lohnungleichheit und den noch vorhandenen Leitbildern
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mancher unserer Gewerkschaftskollegen zu folgern, es hétte sich nichts verandert. In einem
geschichtlich betrachtet sehr kurzen ProzeR sind fundamentale Anderungen eingetreten: bis
nahezu Ende der 60er-Jahre konnte der Ehemann ohne Zustimmung der Frau deren Arbeits-
verhaltnis kundigen, bis 1976 war die Flhrung des Haushalts die erste Pflicht der Ehefrau und
seit 1993 haben wir eine Grundgesetzerweiterung, bei der sich der Staat aktiv verpflichtet, auf
die Beseitigung bestehender Benachteiligungen von Frauen hinzuwirken.

Die Frauenbewegung insgesamt - und zu der gehéren die in den Gewerkschaften organi-
sierten Frauen - sie hat Politik verdndert, Rechtsprechung beeinflu3t, Gleichstellungsgesetze
und Frauenbeauftragte durchgesetzt. Wir Gewerkschaftsfrauen haben Frauenférderung, Chan-
cengleichheit in den betrieblichen Alltag getragen. Das Abtreibungsrecht mag anmafRend ge-
regelt sein, aber keine Frau in Deutschland muR sich illegalen Abbriichen aussetzen. Der ge-
werkschaftliche Kampf um die Arbeitszeitverkiirzung 1983/84 wurde mit neuen Slogans ge-
flhrt, nicht mehr ,,samstags gehort Vati mir“, sondern ,,mehr Zeit zum Leben, lieben, lachen®.
Aber, auch dies soll eingerdumt werden, gerade die von Gewerkschaftsfrauen gewiinschte
tagliche Arbeitszeitverkiirzung blieb die Ausnahme.

Die gewerkschaftliche Programmatik ist aus frauenpolitischer Sicht fortschrittlich. An-
trags- und BeschluRlage lassen wenig zu wiinschen (brig. Das im November 96 verabschiede-
te neue Grundsatzprogramm des DGB belegt dies: so will der DGB kinftig ,,fir die Emanzi-
pation der Geschlechter und deren Gleichstellung streiten”. Er will ,,die gesellschaftlichen
Barrieren und Machtstrukturen, die noch immer eine geschlechtsspezifische Zuweisung von
Chancen zementieren, abbauen®. In der zukinftigen Gestaltung der Arbeit will der DGB den
Wunsch nach individueller Lebensplanung berticksichtigt wissen. Es wird der ,,Rechtsan-
spruch auf Teilzeit fir Manner und Frauen®“ gefordert. Selbst wenn Teile unserer Kollegen
anderer Ansicht waren oder sind, sie haben oft mit uns gestimmt und war es nur um des Zeit-
geistes willen. Mit diesem Grundsatzprogramm kdénnten wir Gewerkschaften versuchen, aktiv
die gesellschaftliche Entwicklung hin zu Solidaritat und Chancengleichheit mitzugestalten.
Allerdings erscheint es derzeit sehr schwierig, Frauenpolitik Uberhaupt in das Tagesgeschéft
einzubringen und dies gilt nicht nur fur die gewerkschaftliche Frauenpolitik.

Wir haben in den letzten 10 Jahren Frauenministerinnen, Gleichstellungsstellen und Frau-
enbeauftragte in den Stadten erkdmpft. Ob Tagesschausprecherin oder Unternehmerin des
Jahres, Frauen tauchen zumindest optisch weitaus haufiger auf, als friher und nicht nur dafir
haben viele von uns mit ganzem Einsatz gestritten. Das Klima war seitens der Frauen so auf-
geheizt, dal} die CDU zéhneknirschend Rita Stissmuth als erste Bundesfrauenministerin holen
mulite und grine Manner ernsthaft eine Geschlechtsumwandlung erwogen, um weiter politi-
sche Positionen besetzen zu kénnen. In vielen Betrieben sind Frauengruppen entstanden, die
den groftenteils mannlich dominierenden Personal- und Betriebsrdten Dampf machten und
die Grundlagen fir Frauenforderpléne erarbeiteten, die dann aber leider fast nie umgesetzt
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wurden. Wir haben zum Teil mit groem Erfolg Eingruppierungsaktionen gestartet und mas-
sen nun feststellen, dal M&nner im Schnitt nach wie vor 30 % mehr verdienen als Frauen und
dal die ,,Hausfrauisierung* der sozialen Berufe zunimmt.

Diese kédmpferische, von Hoch und Tiefs gekennzeichnete Frauenpolitik, die von vielen
von uns mit Elan und Begeisterung betrieben wurde, die die Gewerkschaften zu vollig neuen
Positionen bei der Teilzeit und der Alterssicherung fuhrte, dies alles spielte sich bis 1992 ab.
Und dann, ja dann kam die Krise. Die seit 1992 bestehende tiefgreifende Wirtschaftskrise und
die mit ihr verbundene Massenarbeitslosigkeit hat die Frauenpolitik wie auch die Umweltpoli-
tik ins Abseits gedrangt.

Es scheint etwas dran zu sein, Erwerbsarbeit ist nicht alles, aber ohne bezahlte Arbeit ist
alles nichts. Und wenn die Arbeit knapp ist, dann brechen neue, andere Verteilungskdmpfe
auf. Wer wie ich, noch vor Beginn der Krise der Meinung war, daf3 allein aufgrund der demo-
graphischen Entwicklung der Bedarf nach dieser hochqualifizierten Frauengeneration als Er-
werbspotential entstehen wirde, und sich auch erhoffte, dal3 viele mit der Frauenerwerbsarbeit
verbundenen Probleme, ndmlich Kinderbetreuung, flexible Arbeitszeitmuster, neue Qualifika-
tionskonzepte, Frauen in Fihrungspositionen nun nahezu eine ,,naturgeméafe” Losung finden
wirden, sah sich getauscht. Ob es die back-lash-Diskussion aus Amerika ist, ob die Landesre-
gierung Baden-Wirttemberg Zukunftskommissionen einberuft, deren Aufgabe es ist, Forde-
rungen und Prognosen flr den Wirtschaftsstandort Baden-Wirttemberg zu erarbeiten, in der
keine Frau vertreten ist, ob der neue SWR-Sender ohne eine Frau in der Filhrungsebene ges-
taltet wurde; auf Riickfrage dann die Antwort kommt, daf® es bei der Besetzung allein nach
Qualifikation und Eignung gegangen sei. Diese kleinen Beispiele zeigen, dal} ,,Mann“ es sich
wieder erlauben kann, ohne Folgen verspiiren zu mussen, an frauenpolitischen Forderungen
vorbeizugehen.

Selbst an den GRUNEN ging diese Entwicklung nicht spurlos vorbei. Der GRUNEN-
Politiker Rezzo Schlauch stellte 6ffentlich unter dem Beifall vieler Politiker und Journalisten
aller Couleur fest, da Frauenpolitik ,,keine Sau* interessiere und der DGB gab sein bereits
gefalites 1. Mai - Motto ,,Frau geht vor* auf, ,weil“ - so ein baden-wirttembergischer Be-
zirksleiter — ,,wir im Augenblick wirklich wichtigeres haben als die Frauen®. Sukzessive wer-
den Frauenministerien abgebaut, zusammengelegt, in der Diskussion um den "schlanken
Staat" als verzichtbar erklart. Der DGB fiihrte 1997 einen Beschaftigungsgipfel durch, bei
dem alles geladen war, was Rang und Namen hat. Uber die Zukunft unseres Landes diskutier-
ten die Manner unter sich. An einem Gipfel, der Losung der Arbeitslosigkeit, VVorschlage fur
die Umverteilung von Arbeit machen sollte, waren die Experten unter sich. So lieR sich prob-
lemlos Uber die Ausweitung der Teilzeitarbeit reden, natrlich flr Frauen, obwohl es doch zu
uber 93 % Frauen sind, die Teilzeit arbeiten - mit all den damit verbundenen Nachteilen. Aber
solches Vorgehen hat Methode. Auch im Bericht des Innovationsbeirates der Landesregierung
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zur zukunftigen Entwicklung in Baden-Wirttemberg braucht es bald 40 Seiten, bis zum ersten
Mal das Wort ,,Frau” fallt, natdirlich in Verbindung zur Familie. Und ich kann Ingrid Kurz-
Scherf nicht widersprechen, die am 22.1.1996 in der TAZ konstatierte: ,,... Im Selbstverstand-
nis dieses Sozialstaates werden Entwicklungen erst dann geféhrlich, wenn das, was fiir Frauen
normal war, auch auf Ménner Gbergreift.”

Nirgends zeigt sich dies deutlicher, als an der Prekarisierung der Arbeitsverhéltnisse. Erst
seit wir Gewerkschaftsfrauen zeigen konnten, wie stark ungeschiitzte Arbeitsverhéltnisse auf
reguldre Arbeitsverhéltnisse einwirken, diese verdrangen oder verschlechtern und die Zunah-
me von Leiharbeit, die Scheinselbstandigkeit, Werkvertragarbeitsverhaltnissen und geringfi-
gigen Arbeitsverhaltnissen auch vor Ménnern nicht halt machte, ist dies ein Thema gewerk-
schaftlicher und sozialdemokratischer Politik.

Droht die Frauenfrage auch in den Gewerkschaften wieder zum "Nebenwiderspruch™ zu wer-
den ?

Diese Frage 4Rt sich fur mich gegenwartig nicht beantworten, aber sie wird zur Uberle-
bensfrage der Gewerkschaften. Die traditionelle Gewerkschaftspolitik greift in weiten Teilen
nur noch unzureichend - auch fir Méanner. Die jahrelang von den Frauen geflihrte Diskussion
von Zeitanspruchen auBerhalb der Erwerbsarbeit stellt sich neu, weil feste Arbeitszeiten zu-
riickgehen, Betriebe sich von Zeiterfassung und Leistungsmessung trennen. Selbstorganisati-
on, aber auch Selbstausbeutung von Gruppen, aber auch einzelne Beschéftigte sorgen fur die
notwendige Produktivitat. ,,Wir brauchen sie voll und ganz und zu jeder Zeit und daftr mis-
sen sie ihr Leben voll im Griff haben.” Dies konnte als Leitmotto ber vielen qualifizierten
Tatigkeiten in Forschung, Entwicklung, Produktion und Dienstleistung stehen. Projekt-, auf-
trags- und gruppenbezogene Anforderungen setzen die Zeiterfordernisse durch und machen es
enorm schwierig, familiaren, gesellschaftlichen und sozialen Verpflichtungen gerecht zu wer-
den. Hier gewerkschaftliche Ideen zu entwickeln, geht nur zusammen mit den Frauen, die
jahrzehntelang den Spagat zwischen beiden Bereichen gelibt haben.

Aber die Organisation tut auch aus anderen Griinden gut daran, Anforderungen der Frauen
an die Gewerkschaften anders zu bewerten. Allein im Frauenbereich liegen noch groRRe uner-
schlossene Organisationspotentiale. Und wahrend die Frauenerwerbsquote kontinuierlich
steigt, nimmt die der Mé&nner ab. Frauen erwarten von den Gewerkschaften, dal sie sich ihrer
Probleme annehmen, ob dies eigene Sicherung im Alter, Kind und Beruf, Arbeitszeitgestal-
tung oder Arbeitsbedingungen sind. Sie arbeiten in gréRerem Umfang nur dann mit, wenn
sich Organisationsabldufe und Funktionarskarrieren verandern. Barbara Stiegler hat dies in
ihrer Untersuchung "das Geschlecht als Bremse" (FES, Bonn 1996) herausgearbeitet.

»Wenn die Diskrepanz zwischen dem, was sie personlich fir wichtig halten und dem, was
man in der Organisation diskutiert ... zwischen dem, wie sie sich den Umgang mit anderen
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vorstellen und dem, wie man in der Organisation miteinander umgeht, zu groB ist, bleiben sie
fern.*

Wenn ich noch einmal zur Ausgangsfrage ,,pa3t das schwache Geschlecht in die starke Or-
ganisation?“ komme, so muf3 ich auch zum SchluR ambivalent bleiben. In die ,,Bundnis fir
Arbeit* - Gesprache gehen die Gewerkschaften mit einer rein mannlichen Besetzung (derglei-
chen die Arbeitgeber). Auf der anderen Seite hat der Hauptvorstand der OTV im August 1998
beschlossen, eine ,,systematisierte, kontinuierliche Einbeziehung von Ménner- und Frauenin-
teressen in der OTV-Tarifarbeit zu verankern (,Gender-Mainstreaming®) gemaR EU-
Kommission. Die OTV verfahrt damit analog des Beispiels der EU-Kommissionen, die 1996
das Gender-Mainstreaming in allen Politiken und MalRnahmen der Gemeinschaft beschlossen
haben und spezifisch Verantwortliche fir die Entwicklung dieser Prozesse benannt haben. Mit
dieser MaRnahme durfen wir berechtigt die Hoffnung verbinden, daB es langerfristig gelingt,
die Lohndiskriminierung von Frauen aufzuheben.

Die gesellschaftlichen Umbriche sind enorm und es gibt viele, nicht nur in den Gewerk-
schaften, die wollen, daf alles so bleibt, wie es war. Die Mehrheit der Frauen will dies nicht
und ist deshalb unbequem und so konnte ein Leitspruch gewerkschaftlich aktiver Frauen die
Lebensphilosophie einer friilhen Feministin, Franziska von Reventlow, sein: ,,ich will Gberaupt
lauter unmdgliches. Aber lieber will ich das wollen, als mich im méglichen schén zurechtzu-
legen.”
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Der Arbeitsbereich fur Politische Wirtschaftslehre / Vergleichende Poli-
tikfeldanalyse an der Universitat Tubingen ist in Lehre und Forschung
vor allem zustandig fur die Analyse von materiellen Politiken und
Staatsaktivitdten sowie den 6konomischen Grundlagen des politischen
Handelns. Den materiellen Schwerpunkt der Forschung bildet die Ana-
lyse westlicher Wohlfahrtsstaaten und der Arbeitsmarktpolitik. Weiter
Aktivitdten betreffen die Felder Arbeit und Technik; Gewerkschaften
und industrielle Beziehungen; Interessenvermittiung; materielle Féde-
ralismusanalyse; Politik und Okonomie in GroRbritannien, in Japan, in
kleinen Landern (Osterreich, Schweiz, Niederlande) und in siideuropa-
ischen Landern; Europdaische Sozialpolitik; Konzepte und Methodik der
Politikfeldanalyse und des Vergleichs; politisch-Okonomische Ansatze
und Theorien (Regulationsschule, Neue Politische Okonomie, Neuer
Institutionalismus).

Politische Wirtschaftslehre und Vergleichende Politikfeldanalyse

Institut fir Politikwissenschaft der Universitat Tlbingen

Occasional Papers des Arbeitsbereichs

41



	Paßt das schwache Geschlecht in die starke Organisaton (Ruth Weckenmann) ……………………………………………….............…..........35
	Vorwort: Frauen und Arbeitsmarkt
	Literatur:

	Emanzipation am Arbeitsmarkt: dänische Reformkonzepte
	1.	Die dänische Arbeitsmarktpolitik
	Die Arbeitsmarktreform der sozialdemokratischen Regierungskoalition ab 1993
	Zusammenfassung und Beurteilung
	1.3.	In welchem Rahmen steht diese Arbeitsmarktpolitik?

	Dänische Geschlechterpolitik?
	Die Beschäftigungspolitik der Europäischen Union - eine Gefahr für die dänische Reformstrategie?

	Literatur
	Strategisches Networking einer Private-public-partnership im transnationalen Vergleich
	Chancengleichheit als transnationale Gemeinschaftsaufgabe des privaten und öffentlichen Sektors: Everybody`s issue
	1.1.	Vom traditionellen Modell zum Ansatz eines neuen strategischen Modells
	1.2.	Mögliche prozeßhafte Entwicklung der Chancengleichheit als Gemeinschaftsaufgabe des privaten, öffentlichen und Dritten Sektors

	Schalthebel - Wirkkräfte
	Abbildung 3: Organisationsstruktur
	2.2.	Self-Assessments

	Abbildung 5: Self-Assessments by dimensions
	Abbildung 6: Workshops
	3.1.	Reflektionen  zu möglichen Übertragbarkeiten

	Abbildung 8: Reflections about transfering best practices
	Transnationales und nationales Networking zur gemeinsamen Problemlösung an gemeinsamen Problemfeldern

	4.	Auf dem Weg in die Chancengleichheit als transnationale Gemeinschaftsaufgabe
	Abbildung 9: Relationship - Balance
	Literatur:

	Paßt das schwache Geschlecht in die starke Organisation ?
	Droht die Frauenfrage auch in den Gewerkschaften wieder zum "Nebenwiderspruch" zu werden ?


